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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 18. Oktober 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Bosnien und Herzegowina 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Problem und Ziel 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und gegenseitigen Schutz von Kapitaianiagen. 


B. Lösung 

Vöikerrechtiiche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträ- 
gen, Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, 
Eigentumsschutz und Entschädigungspflicht im Falle von Enteig- 
nungen sowie Rechtsweggarantie und internationaler Schieds- 
gerichtsbarkeit. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 
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E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziaie Sicherungssysteme entste- 
hen nicht. Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen auf Einzelpreise 
und Preisniveau. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 



Oktober 2003 


An den 

Präsidenten des 
Deutsehen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident. 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. Oktober 2001 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Bosnien und Herzegowina über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und das 
Auswärtige Amt. 


Der Bundesrat hat in seiner 792. Sitzung am 17. Oktober 2003 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Vertrag vom 18. Oktober 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Bosnien und Herzegowina 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 18. Oktober 2001 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Bosnien und Herzegowina über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen wird zugestimmt. Der Vertrag 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 3 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikei 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderiich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden 
ganz oder zum Teii zufiießt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikei 13 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzbiatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten beiastet. Auswirkungen auf die Einzeipreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbrauoherpreisniveau, sind nioht zu erwarten, da es sieh 
um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepubiik Deutsch- 
iand ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mitteiständisohen Unter- 
nehmen, entstehen duroh die Ausführung des Gesetzes nioht, da es aus- 
schiießiioh einen erweiterten völkerrechtiichen Rechtssohutz für Investitionen in 
Bosnien und Herzegowina schafft. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 15/1847 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Bosnien und Herzegowina 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Treaty 

between the Federal Republic of Germany 
and Bosnia and Herzegovina 

concerning the Encouragement and Reciprocal Protection of Investments 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Bosnien und Herzegowina - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, dass eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand der Bevölke- 
rung beider Staaten zu mehren - 

haben Folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfasst der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 

Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Auf- 
suchungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 

werden, lässt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 


The Federal Republic of Germany 
and 

Bosnia and Herzegovina - 

desiring to intensify economic co-operation between both 
States, 

intending to create favourable conditions for Investments by 
Investors of either State in the territory of the other State, 


recognizing that the encouragement and contractual protec- 
tion of such Investments are apt to stimulate private business 
initiative and to increase the prosperity of the people of both 
States - 

have agreed as follows; 

Article 1 
Definitions 

For the purposes of this Treaty 

1. the term “investments” comprises every kind of asset, in 

particular; 

(a) movable and immovable property as well as any other 
rights in rem, such as mortgages, liens and pledges; 

(b) Shares of Companies and other kinds of interest in Com- 
panies; 

(c) Claims to money which has been used to create an 
economic value or Claims to any performance having an 
economic value; 

(d) intellectual property rights, in particular Copyrights, 
Patents, utility-model patents, industrial designs, trade- 
marks, trade-names, trade and business secrets, tech- 
nical processes, know-how, and good will; 

(e) business concessions under public law, including 
concessions to search for, extract and exploit natural 
resources; 

any alteration of the form in which assets are invested shall 

not affect their Classification as Investment; 
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2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Investor“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

- Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

- jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, 
ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in Bezug auf Bosnien und Herzegowina: 

- natürliche Personen, die in Übereinstimmung mit den 
Gesetzen von Bosnien und Herzegowina dessen 
Staatsangehörige sind und die in Bosnien und Herze- 
gowina ihren ständigen Wohnsitz oder ihren Haupt- 
geschäftsort haben, 

- juristische Personen, gegründet in Übereinstimmung 
mit den Gesetzen von Bosnien und Herzegowina, 
deren Sitz oder zentrale Verwaltung sich im Hoheits- 
gebiet von Bosnien und Herzegowina befindet; 

4. bezeichnet der Begriff „Hoheitsgebiet“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

ihr Hoheitsgebiet sowie die Gebiete der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festiandsockels, soweit das 
Völkerrecht die Ausübung souveräner Rechte oder 
Hoheitsbefugnisse in diesen Gebieten erlaubt, 

b) in Bezug auf Bosnien und Herzegowina: 

das gesamte Festland, das Küstenmeer und den Fest- 
landsockel, den üntergrund und den Luftraum einschließ- 
lich jeder Meereszone, in denen Bosnien und Herzego- 
wina nach seinen Gesetzen in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht souveräne Rechte oder Hoheitsbefugnisse 
ausübt. 

Artikel 2 

Förderung und Schutz von Kapitalanlagen 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Investoren des anderen Vertragsstaats nach Mög- 
lichkeit fördern und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung 
mit seinen Rechtsvorschriften zulassen. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Investoren des anderen Vertragsstaats in jedem Fall 
gerecht und billig behandeln und ihnen den vollen Schutz dieses 
Vertrags gewähren. 

(3) Ein Vertragsstaat wird die Verwaltung, die Erhaltung, den 
Gebrauch und die Nutzung der Kapitalanlagen von Investoren 
des anderen Vertragsstaats oder die Verfügung darüber in 
seinem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder 
diskriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

(4) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wieder- 
anlage auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

Artikel 3 

Inländerbehandlung 
und Meistbegünstigung 

(1) Jeder Vertragsstaat behandelt Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter der Kontrolle von 
Investoren des anderen Vertragsstaats stehen, nicht weniger 
günstig als Kapitalanlagen der eigenen Investoren oder Investo- 
ren dritter Staaten, je nachdem, welche Behandlung für die 
jeweilige Kapitalanlage günstiger ist. 


2. the term “returns” means the amounts yielded by an invest- 
ment for a definite period, such as profit, dividends, interest, 
royalties or fees; 

3. the term “investor” means 

(a) in respect of the Federal Republic of Germany: 

- Germans within the meaning of the Basic Law for the 
Federal Republic of Germany, 

- any juridical person as well as any commercial or 
other Company or association with or without legal 
Personality having its seat in the territory of the Federal 
Republic of Germany, irrespective of whether or not its 
activities are directed at profit, 

(b) in respect of Bosnia and Herzegovina: 

- natural persons holding the nationality of Bosnia and 
Herzegovina in accordance with the laws of Bosnia 
and Herzegovina and having their permanent resi- 
dence or main place of business in Bosnia and Herze- 
govina, 

- juridical persons established in accordance with the 
laws of Bosnia and Herzegovina and having their seat 
or central administration in the territory of Bosnia and 
Herzegovina; 

4. the term “territory” means 

(a) in respect of the Federal Republic of Germany: 

its territory and the areas of the exclusive economic zone 
and the Continental shelf insofar as international law 
permits to exercise sovereign rights or jurisdiction in 
these areas, 

(b) in respect of Bosnia and Herzegovina: 

the Continental territory as a whole, the territorial sea 
and the Continental shelf, the subsoil and the airspace 
including all maritime zones within which Bosnia and 
Herzegovina exercises sovereign rights or jurisdiction 
under its laws in conformity with international law. 


Article 2 

Encouragement and Protection of Investments 

(1) Each Contracting State shall in its territory promote as far 
as possible investments by investors of the other Contracting 
State and admit such investments in accordance with its legisla- 
tion. 

(2) Each Contracting State shall in its territory in any case 
accord investments by investors of the other Contracting State 
fair and equitable treatment as well as full protection under this 
Treaty. 

(3) Neither Contracting State shall in any way impair by 
arbitrary or discriminatory measures the management, mainte- 
nance, use, enjoyment or disposai of investments in its territory 
of investors of the other Contracting State. 

(4) Returns from the investment and, in the event of their re- 
investment, the returns therefrom shall enjoy the same protection 
as the investment. 

Article 3 

National Treatment and 
Most-Favoured-Nation Treatment 

(1) Neither Contracting State shall subject investments in its 
territory owned or controlied by investors of the other Con- 
tracting State to treatment less favourable than it accords to 
investments of its own investors or investors of any third State, 
whichever is more favourable for the investment concerned. 
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(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Investoren des anderen Ver- 
tragsstaats hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang mit 
den in Absatz 1 genannten Kapitalanlagen nicht weniger günstig 
als seine eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten, je 
nachdem, welche Behandlung für den Investor günstiger ist. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die 
ein Vertragsstaat den Investoren dritter Staaten wegen seiner 
Mitgliedschaft in oder seiner Assoziierung mit einer Zoll- oder 
Wirtschaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Frei- 
handelszone einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens 
oder sonstiger Vereinbarungen über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

Schutz von Kapital- 
anlagen und Enteignungsentschädigung 

(1) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats 
genießen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vollen 
Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats dürfen 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats nur zum all- 
gemeinen Wohl und gegen Entschädigung direkt oder indirekt 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muss dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich be- 
kannt wurde. Die Entschädigung muss unverzüglich geleistet 
werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen 
bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muss effektiv verfügbar 
und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Enteig- 
nung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme muss in 
geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der Ent- 
schädigung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Ent- 
eignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme, die 
entsprechenden Verfahren und die Höhe der Entschädigung 
müssen in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft 
werden können. 

(3) Investoren eines Vertragsstaats, die durch Krieg oder sons- 
tige bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staatsnot- 
stand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von diesem Ver- 
tragsstaat hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindungen, Ent- 
schädigungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weniger 
günstig behandelt als seine eigenen Investoren. Solche Zah- 
lungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen- 
heiten genießen die Investoren eines Vertragsstaats im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

Transfer 

Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Investoren des anderen 
Vertragsstaats den freien Transfer der im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses aus der vollständigen oder teilweisen Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


(2) Neither Contracting State shall subject investors of the 
other Contracting State, as regards their activity in connection 
with investments mentioned in paragraph (1) of this Article, to 
treatment less favourable than it accords to its own investors or 
to investors of any third State, whichever is more favourable for 
the Investor. 

(3) Such treatment shall not relate to Privileges which either 
Contracting State accords to investors of third States on account 
of its membership of, or association with, a customs or eco- 
nomic Union, a common market or a free trade area. 

(4) The treatment granted under this Article shall not relate to 
advantages which either Contracting State accords to investors 
of third States by virtue of a double taxation agreement or other 
agreements regarding matters of taxation. 

Article 4 

Protection of Investments 
and Compensation for Expropriation 

(1) Investments by investors of either Contracting State shall 
enjoy full protection and security in the territory of the other 
Contracting State. 

(2) Investments by investors of either Contracting State shall 
not be directly or indirectly expropriated, nationalized or subjec- 
ted to any other measure the effects of which would be tanta- 
mount to expropriation or nationalization in the territory of the 
other Contracting State except for the public benefit and against 
compensation. Such compensation shall be equivalent to the 
value of the expropriated Investment immediately before the date 
on which the actual or threatened expropriation, nationalization 
or comparable measure has become publicly known. The com- 
pensation shall be paid without delay and shall carry the usual 
bank Interest untii the time of payment; it shall be effectively 
realizable and freely transferable. Provision shall have been 
made in an appropriate manner at or prior to the time of expro- 
priation, nationalization or comparable measure for the determi- 
nation and payment of such compensation. The legality of any 
such expropriation, nationalization or comparable measure, the 
relevant procedures and the amount of compensation shall be 
subject to review by due process of law. 


(3) Investors of either Contracting State whose investments 
suffer losses in the territory of the other Contracting State owing 
to war or other armed confiict, revolution, a state of national 
emergency, or revolt, shall be accorded treatment no less favour- 
able by such other Contracting State than that which the latter 
Contracting State accords to its own investors as regards 
restitution, indemnification, compensation or other valuable 
consideration. Such payments shall be freely transferable. 

(4) Investors of either Contracting State shall enjoy most- 
favoured-nation treatment in the territory of the other Contracting 
State in respect of the matters provided for in this Article. 

Article 5 
T ransfer 

Each Contracting State shall guarantee to investors of the 
other Contracting State the free transfer of payments in connec- 
tion with an investment, in particular 

(a) of the Principal and additional amounts to maintain or in- 
crease the investment; 

(b) of the returns; 

(c) in the repayment of loans; 

(d) of the proceeds from the liquidation or the sale of the whole 
or any part of the investment; 

(e) of the compensation provided for in Article 4. 
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Artikel 6 
Subrogation 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Investoren Zahlungen auf- 
grund einer übernommenen Gewährleistung für eine Kapitalan- 
lage im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats, so erkennt 
dieser andere Vertragsstaat, unbeschadet der Rechte des erst- 
genannten Vertragsstaats aus Artikel 9, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Investoren kraft Gesetzes oder 
aufgrund Rechtsgeschäfts auf den erstgenannten Vertragsstaat 
an. Ferner erkennt der andere Vertragsstaat den Eintritt des erst- 
genannten Vertragsstaats in alle diese Rechte oder Ansprüche 
(übertragene Ansprüche) an, welche der erstgenannte Vertrags- 
staat in demselben Umfang wie sein Rechtsvorgänger auszu- 
üben berechtigt ist. Für den Transfer von Zahlungen aufgrund der 
übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 Absätze 2 und 3 und 
Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

Durchführung des Transfers 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder Artikel 6 erfolgen unverzüglich zu dem am Tag des Trans- 
fers geltenden Marktkurs. Als „unverzüglich durchgeführt“ gilt ein 
Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise zur 
Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die Frist 
beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags und 
darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 

(2) Gibt es keinen Devisenmarkt, so gilt der Kreuzkurs (cross 
rate), der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die 
der Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs- 
rechte, SZR, zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

Anwendung weiterer Regeln 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Investoren des anderen Ver- 
tragsstaats eine günstigere Behandlung als nach diesem Vertrag 
zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem vorliegenden 
Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung ein- 
halten, die er in Bezug auf Kapitalanlagen von Investoren des 
anderen Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet übernommen 
hat. 

Artikel 9 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen den Vertragsstaaten 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten über die Aus- 
legung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, soweit möglich, 
durch die Regierungen der beiden Vertragsstaaten beigelegt 
werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so ist sie auf Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsstaaten zu bestel- 
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem der 
eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


Article 6 
Subrogation 

If either Contracting State makes a payment to any of its inve- 
stors under a guarantee it has assumed in respect of an invest- 
ment in the territory of the other Contracting State, the latter 
Contracting State shall, without prejudice to the rights of the for- 
met Contracting State under Article 9, recognize the assignment, 
whether under a law or pursuant to a legal transaction, of any 
right or Claim of such investor to the formet Contracting State. 
The latter Contracting State shall also recognize the Subrogation 
of the formet Contracting State to any such right or Claim (assig- 
ned Claims) which that Contracting State shall be entitied to 
assert to the same extent as its predecessor in title. As regards 
the transfer of payments made by virtue of such assigned Claims, 
Article 4 paragraph (2) and (3) as well as Article 5 shall apply 
mutatis mutandis. 

Article 7 

Conducting the Transfer 

(1) Transfers under Article 4, paragraph (2) or (3), under Arti- 
cle 5 or Article 6 shall be made without delay at the market rate 
of exchange applicable on the day of the transfer. A transfer shall 
be deemed to have been made “without delay” if effected within 
such period as is normally required for the completion of transfer 
formaiities. The said period shall commence on the day on which 
the relevant request has been submitted and shall on no account 
exceed two months. 

(2) Should there be no foreign exchange market, the cross rate 
obtained from those rates which would be applied by the Inter- 
national Monetary Fund on the date of payment for conversions 
of the currencies concerned into Special Drawing Rights, SDR, 
shall apply. 

Article 8 

Application of Other Rules 

(1) If the legislation of either Contracting State or obligations 
under international law existing at present or established here- 
after between the Contracting States in addition to this Treaty 
contain a regulation, whether general or specific, entitling invest- 
ments by investors of the other Contracting State to a treatment 
more favourable than is provided for by this Treaty, such regula- 
tion shall, to the extent that it is more favourable, prevail over this 
Treaty. 

(2) Each Contracting State shall observe any other Obligation 
it has assumed with regard to investments in its territory by 
investors of the other Contracting State. 


Article 9 

Settlement of Disputes 
between Contracting States 

(1) Disputes between the Contracting States concerning the 
interpretation or application of this Treaty should as far as possi- 
ble be settied by the governments of the two Contracting States. 

(2) If a dispute cannot thus be settied, it shall upon the request 
of either Contracting State be submitted to an arbitration tribu- 
nal. 

(3) Such arbitration tribunal shall be constituted ad hoc as fol- 
lows: each Contracting State shall appoint one member, and 
these two members shall agree upon a national of a third State as 
their Chairman to be appointed by the governments of the two 
Contracting States. Such members shall be appointed within two 
months and such chairman within three months from the date on 
which either Contracting State has informed the other Contrac- 
ting State that it intends to submit the dispute to an arbitration 
tribunal. 
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(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertrags- 
staaten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch 
der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver- 
tragsstaaten oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang 
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staats- 
angehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, die 
Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Mitglieds sowie seiner Vertretung in dem Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsstaaten zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im Übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


Artikel 10 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen einem Vertragsstaat und 
einem Investor des anderen Vertragsstaats 

(1) Streitigkeiten in Bezug auf Kapitalanlagen zwischen einem 
der Vertragsstaaten und einem Investor des anderen Vertrags- 
staats sollen, soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich 
beigelegt werden. 

(2) Kann die Streitigkeit innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch eine der 
beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie auf 
Verlangen des Investors des anderen Vertragsstaats einem 
Schiedsverfahren unterworfen. Sofern die Streitparteien keine 
abweichende Vereinbarung treffen, wird die Streitigkeit einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des Übereinkommens vom 
18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten unter- 
worfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande- 
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach in- 
nerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, dass der Investor 
des anderen Vertragsstaats eine Entschädigung für einen Teil 
des Schadens oder den Gesamtschaden aus einer Versicherung 
erhalten hat. 


Artikel 1 1 

Fortgeltung des Vertrags 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsstaaten diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 


Artikel 12 
Protokoll 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Vertrags. 

Artikel 13 
Inkrafttreten, 

Dauer und Beendigung des Vertrags 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 


(4) If the periods specified in paragraph (3) above have not 
been observed, either Contracting State may, in the absence of 
any other arrangement, invite the President of the International 
Court of Justice to make the necessary appointments. If the 
President is a national of either Contracting State or if he is other- 
wise prevented from discharging the said function, the Vice- 
President should make the necessary appointments. If the 
Vice-President is a national of either Contracting State or if he, 
too, is prevented from discharging the said function, the member 
of the Court next in seniority who is not a national of either 
Contracting State should make the necessary appointments. 

(5) The arbitration tribunal shall reach its decisions by a major- 
ity of votes. Such decisions shall be binding. Each Contracting 
State shall bear the cost of its own member and of its repräsen- 
tatives in the arbitration proceedings; the cost of the Chairman 
and the remaining costs shall be borne in equai parts by the Con- 
tracting States. The arbitration tribunal may make a different 
regulation concerning costs. In all other respects, the arbitration 
tribunal shall determine its own procedure. 

Article 10 

Settlement of Disputes 
between a Contracting State and an 
Investor of the Other Contracting State 

(1) Disputes concerning investments between a Contracting 
State and an investor of the other Contracting State should as far 
as possible be settied amicably between the parties in dispute. 

(2) If the dispute cannot be settied within six months of the 
date when it has been raised by one of the parties in dispute, it 
shall, at the request of the investor of the other Contracting State, 
be submitted for arbitration. ünless the parties in dispute agree 
otherwise, the dispute shall be submitted for arbitration under 
the Convention of 18 March 1965 on the Settlement of Invest- 
ment Disputes between States and Nationais of Other States. 


(3) The award shall be binding and shall not be subject to any 
appeal or remedy other than those provided for in the said 
Convention. The award shall be enforced in accordance with 
domestic law. 

(4) Düring arbitration proceedings or the enforcement of an 
award, the Contracting State involved in the dispute shall not 
raise the objection that the investor of the other Contracting 
State has received compensation under an insurance contract in 
respect of all or part of the damage. 


Article 1 1 

Remaining In Force of the Treaty 

This Treaty shall be in force irrespective of whether or not 
diplomatic or consular relations exist between the Contracting 
States. 


Article 12 
Protocol 

The attached Protocol shall form an integral part of this Treaty. 

Article 13 
Entry Into Force, 

Duratlon and Termination of the Treaty 

(1) This Treaty shall be subject to ratification; the Instruments 
of ratification shall be exchanged as soon as possible. 
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(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft. Nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsstaaten den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. Mit Inkrafttreten die- 
ses Vertrags tritt der Vertrag vom 10. Juli 1989 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Födera- 
tiven Republik Jugoslawien über den gegenseitigen Schutz und 
die Förderung von Kapitalanlagen im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Bosnien und Flerzegowina 
außer Kraft. 

(3) Die Bestimmungen dieses Vertrags gelten vom Tag seines 
Inkrafttretens an auch für Kapitalanlagen, die unter den Schutz 
des Vertrags vom 10. Juli 1989 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien über den gegenseitigen Schutz und die Förderung 
von Kapitalanlagen fallen. 

(4) Nach Kündigung dieses Vertrags gelten für Kapitalanlagen, 
die bis zum Zeitpunkt seines Außerkrafttretens vorgenommen 
worden sind, die vorstehenden Artikel noch für weitere zwanzig 
Jahre vom Tag seines Außerkrafttretens an. 


Geschehen zu Berlin am 18. Oktober 2001 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, bosnischer, kroatischer, serbischer und engli- 
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unter- 
schiedlicher Auslegung des deutschen und des bosnischen, 
kroatischen oder serbischen Wortlauts ist der englische Wortlaut 
maßgebend. 


(2) This Treaty shall enter into force one month after the date of 
exchange of the Instruments of ratification. It shall remain in force 
for a period of ten years. Thereafter it shall be extended for an 
unlimited period unless denounced in writing by either Contrac- 
ting State twelve months before its expiration. After the expiry of 
the period of ten years, this Treaty may be denounced at any 
time by either Contracting State giving twelve months’ notice. 
With the entry into force of this Treaty, the Treaty of 10 July 1989 
between the Federal Republic of Germany and the Socialist 
Federal Republic of Yugoslavia concerning the Encouragement 
and Reciprocal Protection of Investments shall expire, with 
respect to the Federal Republic of Germany and Bosnia and 
Herzegovina. 

(3) The provisions of this Treaty shall also be effective from the 
date of the entry into force of this Treaty in respect of Invest- 
ments made under the Treaty of 10 July 1989 between the 
Federal Republic of Germany and the Socialist Federal Republic 
of Yugoslavia concerning the Encouragement and Reciprocal 
Protection of Investments. 

(4) After denouncement of this Treaty, the preceding Articles 
shall continue to be effective for a further period of twenty years 
from the date of termination in respect of Investments made prior 
to the termination of this Treaty. 


Done at Berlin on Gctober 1 8, 2001 in duplicate in the German, 
Bosnian, Croatian, Serbian and English languages, all texts being 
authentic. In case of divergent Interpretation of the German and 
the Bosnian, Croatian or Serbian texts, the English text shall 
prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Jürgen Chrobog 


Für Bosnien und Flerzegowina 
For Bosnia and Flerzegovina 
ZIatko Lagumdzija 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 13 - 


Drucksache 15/1847 


Protokoll 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Bosnien und Herzegowina 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Protocol 
to the T reaty 

between the Federal Republic of Germany 
and Bosnia and Herzegovina 

concerning the Encouragement and Reciprocal Protection of Investments 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Bosnien und Herzegowina über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
haben die hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten außerdem 
folgende Bestimmungen vereinbart, die als Bestandteil des 
Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger eines 
Vertragsstaats jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Vertragsstaats ausgestellten Reise- 
pass besitzt. 

(2) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist ins- 
besondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die 
Erhaltung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
sowie die Verfügung darüber anzusehen. Als eine „weniger 
günstige“ Behandlung im Sinne des Artikels 3 ist insbeson- 
dere anzusehen: die unterschiedliche Behandlung im Falle 
von Einschränkungen des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, 
Energie und Brennstoffen sowie Produktions- und Betriebs- 
mitteln aller Art, die unterschiedliche Behandlung im Falle von 
Behinderungen des Absatzes von Erzeugnissen im In- und 
Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswir- 
kung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung, der Gesundheit der Bevölkerung oder der 
Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ 
Behandlung im Sinne des Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten einen Vertrags- 
staat nicht, steuerliche Vergünstigungen und Befreiungen, 
welche gemäß den Steuergesetzen nur den in seinem 
Hoheitsgebiet ansässigen Investoren gewährt werden, auch 
auf im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ansässige 
Investoren auszudehnen. 

c) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Aufent- 
halt von Personen des einen Vertragsstaats, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats einreisen wollen, wohlwollend prüfen; 
das Gleiche gilt für Arbeitnehmer des einen Vertragsstaats, 
die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


On signing the Treaty between the Federal Republic of 
Germany and Bosnia and Herzegovina concerning the Encoura- 
gement and Reciprocal Protection of Investments, the pienipo- 
tentiaries, being duly authorized, have, in addition, agreed on the 
following provisions, which shall be regarded as an integral part 
of the said Treaty: 

(1) Ad Article 1 

Without prejudice to any other method of determining nationality, 
in particular any person in possession of a national passport 
issued by the competent authorities of the Contracting State 
concerned shall be deemed to be a national of that Contracting 
State. 

(2) Ad Article 3 

(a) The following shall more particularly, though not exclusively, 
be deemed “activity” within the meaning of Article 3 Para- 
graph (2): the management, maintenance, use, enjoyment 
and disposal of an Investment. The following shall, in particu- 
lar, be deemed “treatment less favourable” within the mean- 
ing of Article 3: unequal treatment in the case of restrictions 
on the purchase of raw or auxiliary materials, of energy or fuel 
or of means of production or Operation of any kind, unequal 
treatment in the case of impeding the marketing of products 
inside or outside the country, as well as any other measures 
having similar effects. Measures that have to be taken for 
reasons of public security and Order, public health or morali- 
ty shall not be deemed “treatment less favourable” within the 
meaning of Article 3. 

(b) The provisions of Article 3 do not oblige a Contracting State 
to extend to Investors resident in the territory of the other 
Contracting State tax Privileges, tax exemptions and tax 
reductions which according to its tax laws are granted only to 
Investors resident in its territory. 

(c) The Contracting States shall within the framework of their 
national legislation give sympathetic consideration to appli- 
cations for the entry and sojourn of persons of either 
Contracting State who wish to enter the territory of the other 
Contracting State in connection with an Investment; the same 
shall apply to employed persons of either Contracting State 
who in connection with an Investment wish to enter the 
territory of the other Contracting State and sojourn there to 
take up employment. Applications for work permits shall also 
be given sympathetic consideration. 
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(3) Zu Artikel 5 

Artikel 5 Buchstabe c bezieht sich nicht auf kommerzielle Kredite. 

(4) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird ein Vertragsstaat 
die Transportunternehmen des anderen Vertragsstaats weder 
ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmi- 
gungen zur Durchführung der Transporte erteilen, unbeschadet 
entsprechender zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte, die für 
beide Vertragsstaaten verbindlich sind. 


(3) Ad Article 5 

Article 5 sub-paragraph (c) does not apply to commercial loans. 

(4) Whenever goods or persons connected with an Investment 
are to be transported, each Contracting State shall neither exclu- 
de nor hinder transport enterprises of the other Contracting State 
and shall issue permits as required to carry out such transport 
without prejudice to relevant bilateral or multilateral agreements 
which are binding for both Contracting States. 
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Ugovor 

izmedu Savezne Republik© Njemacke 
i Bosne i Hercegovine 

o podsticanju i medusobnoj zastiti investicija 
Ugovor 

izmedu Savezne Republik© Njemacke 
i Bosne i Hercegovine 
o poticanju i medusobnoj zastiti investicija 

YroBop 

MSMehy CaBesH© Peny6nnKe hbeiviaHKe 
M Boch© h XepperoBHHe 

0 noflCTMuai-by m iviebycoÖHoj saiuTMTH MHBecTHunja 


Savezna Republika Njemacka 
i 

Bosna i Hercegovina - 

u zelji da prodube privrednu saradnju 
izmedu dvije drzave, 

u namjeri da se stvore povoijni uslovi za 
investicije investitora jedne drzave na teri- 
toriji druge drzave, 

spoznajuci da su podsticanje i zastita 
ovih investicija putem ugovora pogodni za 
ozivljavanje privatne privredne inicijative i 
porast standarda stanovnistva u obje drza- 
ve - 


postigie SU dogovor o slijedecem: 

Clan 1. 

Definicije 

Za potrebe ovog Ugovora 

1 . pod pojmom „investicije“ podrazumije- 
vaju se sredstva bilo koje vrste, a 
narocito: 


Savezna Republika Njemacka 
i 

Bosna i Hercegovina - 

u zeiji da prodube gospodarsku suradnju 
izmedu dvije drzave, 

u namjeri da se stvore povoijni uvjeti za 
investicije investitora jedne drzave na teri- 
toriju druge drzave, 

spoznajuci da su poticanje i zastita ovih 
investicija putem ugovora pogodni za ozivl- 
javanje privatne gospodarske inicijative i 
porast standarda stanovnistva u obje drza- 
ve - 


postigle SU dogovor o sljedecem: 

Clanak 1. 

Definicije 

Za potrebe ovog Ugovora 

1. pod pojmom „investicije“ podrazumije- 
vaju se sredstva bilo koje vrste, a 
narocito: 


CaeesHa PenyönnKa hbeMaMKa 

M 

Bocna n XepperoBMHa - 

y >KerbM pa npoflyöe npnapeflHy capafli-by 
nsMeby HBMje flp>KaBe, 

y HaivijepM pa ce CTBope noBorbHM 
ycnoBM sa nHBecTnunje MHBecTMTopa jeflne 
flP>KaBe na Tepmopkijn npyre Hp>KaBe, 

cnosHajyhn pa cy noflCTkipai-be n 
saiuTMTa OBMX MHBecTMpMja nyieivi 
yroBopa noroflHM sa o>KMBrbaBai-be 
npnaaTHe npnapeflHe MHMUnjaTMBe m 
nopacT CTaHflapfla CTaHOBHniiiTBa y o6je 
HP>KaBe - 

nocTnrne cy poroBop o crbeneheivi: 

Hnan 1. 
flecjjHHMi^kije 

3 a norpeöe OBor YroBopa 

1 . nofl nojMOM “MHBecTHL(Mje” 

noflpasyiviMjeBajy ce cpeflcrea önno 
Koje Bpcre, a Hapo4MTO 
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(a) svojina nad pokretnim i nepokret- 
nim stvarima kao i ostala stvarna 
prava kao sto su hipoteke i zaiozna 
prava; 

(b) pravo nad udjelima u preduzecima i 
druge vrste ucesca u preduzecima; 

(c) potrazivanja novca koji je upotrijebl- 
jen kako bi se ostvarila neka pri- 
vredna vrijednost ili potrazivanja 
bilo kojeg izvrsenja koje ima pri- 
vrednu vrijednost; 

(d) prava intelektualne svojine, a 
narocito autorska prava, patenti, 
korisni modeli, industrijski uzorci i 
modeli, znakovi, trgovacki nazivi, 
trgovacke i poslovne tajne, tehnicki 
postupci, know-how i goodwill; 


(e) javno-pravne koncesije ukijucujuci i 
koncesije za istrazivanje i 
iskoristavanje prirodnih bogatstava; 

promjena oblika ulaganja sredstava ne 
mijenja njihovo svojstvo investicije; 

2. pojam „prihodi“ oznacava one iznose 
koji nastaju iz investicija u jednom 
odredenom vremenskom periodu, kao 
sto SU udjeli u dobiti, dividende, kama- 
te, licencne ili druge naknade; 

3. pojam „investitor“ oznacava 

(a) u odnosu na Saveznu Republiku 
Njemacku: 

- Nijemce u smislu Osnovnog zako- 
na Savezne Republike Njemacke, 

- svako pravno lice i trgovacko 
drustvo ili drugo drustvo ili 
udruzenje sa ili bez svojstva prav- 
nog lica koja imaju sjediste na ter- 
itoriji Savezne Republike Nje- 
macke, bilo da je njihova djelat- 
nost usmjerena na sticanje dobiti 
ili ne, 

(b) u odnosu na Bosnu i Hercegovinu: 

- fizicka lica koja su u skladu sa 
zakonima Bosne i Hercegovine 
njeni drzavijani i koja u Bosni i 
Hercegovini imaju prebivaliste ili 
svoje glavno mjesto poslovanja, 

- pravna lica osnovana u skladu sa 
zakonima Bosne i Hercegovine i 
cije se sjediste, odnosno central- 
na uprava, nalaze na teritoriji 
Bosne i Hercegovine; 

4. pojam „teritorija“ oznacava 

(a) u odnosu na Saveznu Republiku 
Njemacku: 

njenu teritoriju, kao i podrucja 
iskijucive ekonomske zone i epikon- 
tinentalnog pojasa, ukoliko 


(a) svojina nad pokretnim i nepokret- 
nim stvarima kao i ostala stvarna 
prava kao sto su hipoteke i zaiozna 
prava; 

(b) pravo nad udjelima u poduzecima i 
druge vrste ucesca u poduzecima; 

(c) potrazivanja novca koji je upotrijebl- 
jen kako bi se ostvarila neka gospo- 
darska vrijednost ili potrazivanja 
bilo kojeg izvrsenja koje ima gospo- 
darsku vrijednost; 

(d) prava intelektualne svojine, a 
narocito autorska prava, patenti, 
korisni modeli, industrijski uzorci i 
modeli, znakovi, trgovacki nazivi, 
trgovacke i poslovne tajne, tehnicki 
postupci, know-how i good will; 


(e) javno-pravne koncesije ukijucujuci i 
koncesije za istrazivanje i iskori- 
stavanje prirodnih bogatstava; 

promjena oblika ulaganja sredstava ne 
mijenja njihovo svojstvo investicije; 

2. pojam „prihodi“ oznacava one iznose 
koji nastaju iz investicija u jednom 
odredenom vremenskom periodu, kao 
sto SU udjeli u dobiti, dividende, kama- 
te, licencne ili druge naknade; 

3. pojam „investitor” oznacava 

(a) u odnosu na Saveznu Republiku 
Njemacku: 

- Nijemce u smislu Temeijnog 
zakona Savezne Republike Nje- 
macke, 

- svaku pravnu osobu i trgovacko 
drustvo ili drugo drustvo ili 
udruzenje sa ili bez svojstva prav- 
ne osobe koje imaju sjediste na 
teritoriju Savezne Republike Nje- 
macke, bilo da je njihova djeiat- 
nost usmjerena na stjecanje dobi- 
ti ili ne, 

(b) u odnosu na Bosnu i Hercegovinu: 

- fizicke osobe koje su, sukladno 
zakonima Bosne i Hercegovine, 
njeni drzavijani i koje u Bosni i 
Hercegovini imaju prebivaliste ili 
svoje glavno mjesto poslovanja, 

- pravne osobe osnovane sukladno 
zakonima Bosne i Hercegovine i 
cije se sjediste, odnosno central- 
na uprava, nalaze na teritoriju 
Bosne i Hercegovine; 

4. pojam „teritorij“ oznacava 

(a) u odnosu na Saveznu Republiku 
Njemacku: 

njen teritorij, kao i podrucja 
iskijucive gospodarske zone i 
epikontinentalnog pojasa, ukoliko 


(a) CBOjkiua uafl noKpejHMM n 
HenoKpeTHMM CTeapnivia Kao n 
ocrana CTsapHa npaaa Kao ujto cy 
xnnoTSKe n 3ano>KHa npaea; 

(b) npaeo Hap yfljenuivia y 
npeflysehnivia n Hpyre Bpcie 
yneuitia y npeflyaehnivia; 

(c) noTpa>KMBai-ba HOBpa Koju je 

ynoTpnjeörbeH kbko 6m ce 
ocTBapuna ueKa npuapeflHa 

BpMjeflHOCT MnM noTpa>KMBai-ba 

ÖMno Kojer Msepmei-ba Koje MMa 
npMBpeflHy BpMjeflHOCt; 

(d) npaea MHTeneKryanHe CBOjune, a 

HapoMMTO ayropcKa npaea, 

nareHTM, kopmchm MopenM, 
MHflyCJpMjCKM ysoppM M MOflenM, 
SHaKOBM, TprOeaHKM HaSMBM, 
TproeaHKe m nocnoBue rajue, 
rexHMHKM nocTynpM, know-how m 
good will; 

(e) jaBHO-npaBHe KOHpecMje 

yKrbyHyjytiM m KOHpecMje sa 

MCTpa>KMBai-be m MCKopMUJTaeai-be 
npnpoflHMx öoraTCTaea; 

npoMjeHa oöuMKa ynaratta cpencTaea ne 

MMjei-ba l-bMXOBO CBOjCTBO MHBeCTML(Mje; 

2. nojaM “npMXOflM” osHanaea one MSHOce 

KojM HacTajy ms MHeecxMUMja y jeflHOM 

OflpebeHOM BpeMOHCKOM nepMOfly, Kao 

UJTO cy ynjenM y hoömtm, HMBMfleHfle, 

KaMaie, nMueHpHe mum flpyre 

HaKHape; 

3. nojaM “MHBecTMTop” osHanaea 

(a) y oflHocy na CaeesHy PenyönMKy 
hboMatKy: 

- HMjeMge y CMMcny Ochobhot 
saKOHa CaeesHe PenyönMKe 
hbeMaHKe, 

- CBaKO npaBHO nnpe m xproeaHKO 
flpyuiTBO MnM flpyro ppyuiTBO 
MUM yHpy>Kehbe ca MnM öes 
CBOjcTBa npaBHor nMpa Koja 
MMajy cjeflMuiTe na repMiopMjM 
CaeesHe PenyönMKe hbeMatKe, 
öMno fla je rtMXOBa pjenaTHOCT 
ycMjepena na ciMparte hoömtm 
MnM He, 

(b) y oflHOcy na Bocny m XepperoBMHy: 

- cjDMSMHKa nMua Koja cy y CKnapy 
ca saKOHMMa Bocne m 
X epperoBMHe rteHM Hp^aen^aHM 
M Koja y Bochm m XepgeroBMHM 
MMajy npeÖMBanMuiTe MnM ceoje 
rnaBHO MjecTO nocnoeai-ba, 

- npaBHa nMpa ocHOBana y CKnapy 
ca saKOHMMa Bocne m 
XepperoBMHe m HMje ce 
cjeflMuiTe, oflHOCHO peHTpanHa 
ynpaea, nanase na repMTopMjM 
BocHe M XepperoBMHe; 

4. nojaM “repMTopMja” osHanaea 

(a) y oflHocy Ha Caeesny PenyönMKy 
hbeMaHKy: 

hbeny repMTopMjy, Kao m noflpynja 
MCKn^yHMBe eKOHOMCKe soHe m 
enMKOHTMHeHTanHor nojaca, 
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medunarodno pravo dopusta ostva- 
rivanje suverenih prava ili teritorijal- 
nih ovlasti nad tim podrucjima, 

(b) u odnosu na Bosnu i Hercegovinu: 

svu kopnenu teritoriju, njeno teritori- 
jalno more i epikontinentaini pojas, 
dio ispod zemije, te zracni prostor, 
ukijucujuci bilo koju morsku zonu, 
na kojima Bosna i Hercegovina 
prema svojim propisima, 
uskladenim s medunarodnim pra- 
vom, vrsi svoja suverena prava ili 
teritorijalne ovlasti. 

Clan 2. 

Podsticanje i 
zastita investicija 

(1) Svaka drzava ugovornica ce na svojoj 
teritoriji, koliko je to moguce, podsticati 
investicije investitora druge drzave ugovor- 
nice i dopustati te investicije u skladu sa 
svojim propisima. 

(2) Svaka drzava ugovornica ce se na 
svojoj teritoriji prema investicijama investi- 
tora druge drzave u svakom slucaju odno- 
siti pravedno i posteno i ovim Ugovorom im 
pruzati potpunu zastitu. 

(3) Jedna drzava ugovornica nece ni na 
koji nacin na svojoj teritoriji proizvoijnim ili 
diskriminatorskim mjerama ogranicavati 
upravijanje, odrzavanje, upotrebu, 
koristenje ili raspolaganje investicijama 
investitora druge drzave ugovornice. 

(4) Prihodi od investicije kao i novi priho- 
di iz njihovog ponovnog investiranja uzivaju 
istu zastitu kao investicija. 

Clan 3. 

Nacionaini tretman 
i tretman najveceg povlastenja 

(1) Svaka drzava ugovornica na svojoj 
teritoriji daje investicijama u vlasnistvu ili 
pod kontrolom investitora druge drzave 
ugovornice nista manje povoljan tretman, 
nego investicijama vlastitih investitora ili 
investitora trecih zemaija, ovisno o tome 
koji je povoijniji za konkretnu investiciju. 


(2) Svaka drzava ugovornica odnosi se 
prema investitorima druge drzave ugovor- 
nice s obzirom na njihove aktivnosti u vezi s 
investicijama iz stava (1) ovog Clana ne 
manje povoijno kao i prema vlastitim inve- 
stitorima ili investitorima trecih zemaija, 
ovisno o tome sta je povoijnije za investito- 
ra. 

(3) Ovaj tretman ne odnosi se na predno- 
sti koje jedna drzava ugovornica pruza 
investitorima trecih drzava na osnovu 


medunarodno pravo dopusta ostva- 
rivanje suverenih prava ili teritorijal- 
nih ovlasti nad tim podrucjima, 

(b) u odnosu na Bosnu i Hercegovinu: 

sav kopneni teritorij, njeno teritori- 
jalno more i epikontinentaini pojas, 
dio ispod zemije, te zracni prostor, 
ukijucujuci bilo koju morsku zonu, 
na kojima Bosna i Hercegovina 
prema svojim propisima, uskla- 
denim s medunarodnim pravom, 
vrsi svoja suverena prava ili teritori- 
jalne ovlasti. 

Clanak 2. 

Poticanje i 
zastita investicija 

(1) Svaka drzava ugovornica ce na svo- 
jem teritoriju, koliko je to moguce, poticati 
investicije investitora druge drzave ugovor- 
nice i dopustati te investicije sukladno svo- 
jim propisima. 

(2) Svaka drzava ugovornica ce se na 
svojem teritoriju prema investicijama inve- 
stitora druge drzave u svakom siucaju 
odnositi pravedno i posteno i ovim Ugo- 
vorom im pruzati potpunu zastitu. 

(3) Jedna drzava ugovornica nece ni na 
koji nacin na svojem teritoriju proizvoijnim 
ili diskriminatorskim mjerama ogranicavati 
upravijanje, odrzavanje, upotrebu, 
koristenje ili raspolaganje investicijama 
investitora druge drzave ugovornice. 

(4) Prihodi od investicije kao i novi priho- 
di iz njihovog ponovnog investiranja uzivaju 
istu zastitu kao investicija. 

Clanak 3. 

Nacionaini tretman 
i tretman najveceg povlastenja 

(1) Svaka drzava ugovornica na svojoj 
teritoriji daje investicijama u vlasnistvu ili 
pod kontrolom investitora druge drzave 
ugovornice nista manje povoljan tretman, 
nego investicijama vlastitih investitora ili 
investitora trecih zemaija, ovisno o tome 
koji je povoijniji za konkretnu investiciju. 


(2) Svaka drzava ugovornica odnosi se 
prema investitorima druge drzave ugovor- 
nice obzirom na njihove aktivnosti u svezi s 
investicijama iz stavka (1) ovog Clanka ne 
manje povoijno kao i prema vlastitim inve- 
stitorima ili investitorima trecih zemaija, 
ovisno o tome sto je povoijnije za investi- 
tora. 

(3) Ovaj tretman ne odnosi se na predno- 
sti koje jedna drzava ugovornica pruza 
investitorima trecih drzava na temelju 


yKonkiKO iviebyHapoflHO npaeo 
flonyiuTa ocTBapneai-be cyaepeHnx 
npaaa nnn TepnropkijanHnx 
oenacTM nafl tmm noflpynjMMa, 

(b) y oflHocy na Bocny n XepperoBMHy: 

CBy KonneHy Tepnropnjy, rbeHO 
TepMTopnjanHO Mope n 
enMKOHTMHeHTanHM nojac, flno 
Mcnofl seivirbe, re BasflyiuHM 
npocTop, yKrbynyjyhn önno KOjy 
MopcKy Sony, na Kojmvia Bocna n 
XepgeroBMHa npeMa CBOjnivi 
nponncMMa, ycKnabeHMM c 
MebyHapoflHMM npaaoM, Bpiiin 
CBOja cyaepena npaaa nnn 
TepMTopnjanHe OBnacrn. 

HnaH 2. 

rioflCTMi^aibe n 
SaiUTHTa HHBeCTMl^Hja 

(1) CBaxa flp>KaBa yroBopHnga he na 
CBOjoj TepnTopnjM, KonnKO je to Moryhe, 
noflCTnpaTM nHBecTngkije MHBecTMTopa 
Hpyre flp>KaBe yroBopHnpe n flonyiuTaTM 
Te MHBecTMpnje y CKnany ca CBOjnivi 
nponncmvia. 

(2) CeaKa flp>KaBa yroBopHnpa he ce na 
CBOjoj TepMTopnjM npeMa MHBecTngnjaMa 
MHBecTMTopa Hpyre flp>KaBe y CBaKOM 
CTiynajy ohhocmtm npaeeflHO n noiuTeHO n 
OBMiM YroBopoM MM npy>KaTM noTnyHy 
saiuTMTy. 

(3) JeflHa Hp>KaBa yroBopHMpa nehe hm 

Ha KOjM HaHMH Ha CBOjoj TepMTOpMjM 
npOMSBOTBHMM MHM flMCKpMMMHaTOpCKMM 
MjepaMa orpaHMnaBaTM ynpaBTharte, 
oflpxoBai-be, ynoTpeöy, KopMiuhei-be mtim 
pacnoTiarai-be MHBecTMpMjaMa 

MHBecTMTopa Hpyre Hp^aae yroBopHMpe. 

(4) ripMXOflM Ofl MHBeCTMpMje KaO M HOBM 
npMXOflM M3 l-bMXOBOr nOHOBHOr 
MHBecTMpai-ba y>KMBajy MCTy aaiuTMTy Kao 
MHBeCTMpMja. 

HnaH 3. 

Hai^HOHanHH TpeTMaH 

H TpeTMaH Hajeeher noBnamTeH>a 

(1) CaaKa flp>KaBa yroBopHMpa Ha caojoj 
TepMTopMjM Haje MHBecTMpMjaMa y 
BnaCHMLUTBy MHM nOfl KOHTpOnOM 
MHBecTMTopa Hpyre flp>KaBe yroBopHMge 
HMLUTa Marte noBOTbaH TpeTMaH, nero 
MHBeCTMHMjaMa BnaCTMTMX MHBeCTMTOpa 
MHM MHBeCTMTOpa TpehMx seMaTba, 
SaBMCHO O TOMe KOjM je nOBOTbHMjM sa 
KOHKpeTHy MHBeCTMHMjy. 

(2) CeaKa HP>KaBa yroBopHMpa ohhocm 
ce npeMa MHBecTMTopMMa HPyre Hpxoee 
yroBopHMpe c oöSMpoM na rtMxoee 

aKTMBHOCTM y BeSM C MHBeCTMHMjaMa MS 
CTaea (1) obot Hnana ne Marte noBOTBHO 
Kao M npeMa enacTMTMM MHBecTMTopMMa 
MHM MHBecTMTopMMa TpehMX SOMaTba, 
saBMCHO o TOMe LUTa je noBOTbHMje sa 
MHBeCTMTOpa. 

(3) Oeaj TpeTMaH ne ohhocm ce Ha 
npenHOCTM Koje jenna nP>KaBa 
yroBopHMpa npyxo MHBecTMTopMMa 
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svoga clanstva u, odnosno pridruzivanja, 
nekoj carinskoj ili ekonomskoj uniji, zajed- 
nickom trzistu ili podrucju slobodne trgovi- 
ne. 

(4) Postupanje osigurano ovim Clanom 
ne odnosi se na povlastice koje jedna drza- 
va ugovornica odobrava investitorima 
trecih drzava na osnovu ugovora o dvo- 
strukom oporezivanju ili drugih dogovora o 
poreskim pitanjima. 


Clan 4. 

Zastita investicija 
i kompenzacija 
za eksproprijaciju 

(1) Investicije investitora jedne drzave 
ugovornice uzivaju na teritoriji druge drza- 
ve ugovornice potpunu zastitu i punu sigur- 
nost. 

(2) Investicije investitora jedne drzave 
ugovornice smiju se na teritoriji druge drza- 
ve ugovornice samo radi opceg dobra i uz 
obestecenje direktno ili indirektno ekspro- 
prisati, podrzaviti ili podvrgnuti drugim 
mjerama koje se u svom ishodu izjednaca- 
vaju s eksproprijacijom ili podrzavijenjem. 
To obestecenje mora odgovarati vrijednosti 
izviascene investicije neposredno prije vre- 
mena kada ce stvarno ili prijetece 
izviascenje, podrzavijenje ili mjera sa istim 
ucinkom postati javno poznati. Do 
obestecenja mora doci odmah i na njega se 
do trenutka isplate moraju obracunati 
kamate, prema uobicajenoj bankovnoj 
kamatnoj stopi, ono mora biti efektivno ras- 
polozivo i mora se moci izvrsiti Slobodan 
transfer. Najkasnije u trenutku izviascenja, 
podrzavijenja ili mjera sa istim ucinkom 
mora se na podesan nacin preduzeti mjera 
predostroznosti za utvrdivanje i placanje 
obestecenja. Pravovaljanost izviascenja, 
podrzavijenja ili mjera sa istim ucinkom, 
odgovarajuci postupak i visina obestecenja 
moraju se moci preispitati u redovnom 
pravnom postupku. 


(3) Investitori jedne drzave ugovornice 
koji SU zbog rata, drugih oruzanih sukoba, 
revolucije, drzavnog vanrednog stanja ili 
ustanka na teritoriji druge drzave ugovorni- 
ce pretrpjeli gubitak investicije nece biti u 
pogledu restitucije, nagodbe, obestecenja 
ili drugih vidova kompenzacije tretirani 
manje povoijno od vlastitih investitora. 
Takve isplate se moraju moci slobodno 
transferisati. 


(4) U pogledu svega navedenog u ovom 
Clanu investitori jedne drzave ugovornice 
uzivaju na teritoriji druge drzave ugovorni- 
ce tretman najveceg povlastenja. 


svoga clanstva u, odnosno pridruzivanja, 
nekoj carinskoj ili gospodarskoj uniji, zajed- 
nickom trzistu ili podrucju slobodne trgovi- 
ne. 

(4) Postupanje osigurano ovim Clankom 
ne odnosi se na povlastice koje jedna drza- 
va ugovornica odobrava investitorima 
trecih drzava na temelju ugovora o dvo- 
strukom oporezivanju ili drugih dogovora o 
poreskim pitanjima. 


Clanak 4. 

Zastita investicija 
i kompenzacija 
za eksproprijaciju 

(1) Investicije investitora jedne drzave 
ugovornice uzivaju na teritoriju druge drza- 
ve ugovornice potpunu zastitu i punu sigur- 
nost. 

(2) Investicije investitora jedne drzave 
ugovornice smiju se na teritoriju druge 
drzave ugovornice samo radi opceg dobra 
i uz obestecenje direktno ili indirektno 
eksproprirati, podrzaviti ili podvrgnuti dru- 
gim mjerama koje se u svom ishodu izjed- 
nacavaju s eksproprijacijom ili podrzavijen- 
jem. To obestecenje mora odgovarati vri- 
jednosti izviascene investicije neposredno 
prije vremena kad ce stvarno ili prijetece 
izviascenje, podrzavijenje ili mjera sa istim 
ucinkom postati javno poznati. Do 
obestecenja mora doci odmah i na njega se 
do trenutka isplate moraju obracunati 
kamate, prema uobicajenoj bankovnoj 
kamatnoj stopi, ono mora biti efektivno ras- 
polozivo i mora se moci izvrsiti Slobodan 
transfer. Najkasnije u trenutku izviascenja, 
podrzavijenja ili mjera sa istim ucinkom 
mora se na podesan nacin preduzeti mjera 
predostroznosti za utvrdivanje i placanje 
obestecenja. Pravovaljanost izviascenja, 
podrzavijenja ili mjera sa istim ucinkom, 
odgovarajuci postupak i visina obestecenja 
moraju se moci preispitati u redovnom pra- 
vnom postupku. 


(3) Investitori jedne drzave ugovornice 
koji SU zbog rata, drugih oruzanih sukoba, 
revolucije, drzavnog izvanrednog stanja ili 
ustanka na teritoriju druge drzave ugovor- 
nice pretrpjeli gubitak investicije nece biti u 
pogledu restitucije, nagodbe, obestecenja 
ili drugih vidova kompenziranja tretirani 
manje povoijno od vlastitih investitora. 
Takve isplate se moraju moci slobodno 
transferirati. 


(4) U pogledu svega navedenog u ovom 
Clanku investitori jedne drzave ugovornice 
uzivaju na teritoriju druge drzave ugovorni- 
ce tretman najveceg povlastenja. 


TpetiMX Hp^Kasa na ocHoey ceora HnaHCTea 
y, oflHOCHO npMHpy>KMBai-ba, HeKoj 
papnncKOj nnn eKOHOMCKoj ynnjn, 
sajeflHnHKOM rpKnrnry nnn noflpynjy 
cnoöoflHe TproBMHe. 

(4) riocTynarbe ocnrypano obmm 
HnanoM ne ohhocm ce na noBnacrnge Koje 
jeflna flp>KaBa yroBopHnga ofloöpaBa 
MHBecTMTopMMa TpetiMX Hp>KaBa na 
ocHOBy yroBopa o HBOCipyKOM 
onopesMBai-by mtim Hpyrux floroBopa o 
nopecKMM nMTai-bMMa. 

HnaH 4. 

SaiUTMTa HHBeCTHl^Hja 
H KOMneHsai^Hja 
sa eKcnponpHjai^Hjy 

(1) klHBecTMUMje MHBecTMTopa jeflne 
flP>KaBe yroBopHMpe y>KMBajy na 
lepMTopMjM Hpyre Hp>KaBe yroBopHMpe 
noTnyny saiUTMTy m nyny CMrypnocT. 

(2) klHBecTMUMje MHBecTMTopa jeflne 

flP>KaBe yroBopHMfle CMMjy ce na 
TepMTopnjM flpyre flp>KaBe yroBopHnpe 
caMO paflM onujTer floöpa m ys 
oöeujTehei-be flnpeKTHO nnn MHflnpeKTHO 
excnponpncaTM, noflpxaBMTM mam 
noflBprnyTM flpyrMM Mjepaivia Koje ce y 
CBOM Mcxofly MsjeflnanaBajy c 
excnponpMjaflMjoM nnn noflp>KaBTbei-beM. 
To o6eujTetiei-be Mopa oflroBapaTM 
BpMjeflHOCTM MSBTiaUjtieHe MHBeCTMflMje 
nenocpeflHO npnje Bpen/iena xafla he 
CTBapno MflM npnjerehe Msanamhei-be, 
noflpxtaBTbei-be nnn Mjepa ca mctmm 
ynMHKOM nocTaiM jaeno nosnaiM. flo 
o6eujTehei-ba Mopa flohn ofliviax m na i-bera 
ce flo TpenyTKa Mcnnaxe Mopajy 
oöpanynaTM xaMare, npeivia yobunajenoj 
öaHKOBHOj xaiviaTHOj CTonM, OHO Mopa 6mtm 
ecJieKTMBHO pacnono>KMBO m Mopa ce Mohn 
MSBpujMTM cnoöoflan Tpanccfiep. 
HajKacHMje y ipenyiKy Msanamhei-ba, 
noflpxtaBTbei-ba nnn Mjepa ca mctmm 
ynMHKOM Mopa ce na noflecan HanMH 
npeflyseTM Mjepa npeflocTpo>KHOCTM sa 
yTBphMBai-be m nnahai-be oöeuJTehei-ba. 
□paBOBaTbaHOCT Msanamhei-ba, 

noflp>KaBTbei-ba mhm Mjepa ca mctmm 
ynMHKOM, oflTOBapajyhM nocTynaK m 
BMCMHa o6eujTehei-ba Mopajy ce MohM 
npeMcnMTaTM y peflOBHOM npaBHOM 
nocTynKy. 

(3) klHBecTMTopM jeflHe flpxtaBe 
yroBopHMfle KojM cy söor paTa, flpyrnx 
opy>KaHMX cyKOöa, peaonyflMje, flpxtaBHor 
BanpeflHor CTai-ba mtim ycTaHKa na 
TepMTopMjM flpyre flp>KaBe yroBopHMpe 
npeTpnjenM ryÖMTaK MHBecTMflMje nehe 
6mtm y nornefly pecTMTypMje, Haroflöe, 
o6eujTehei-ba mtim flpyrMX BMflOBa 
KOMneHsaflMje TpeTMpaHM Mai-be noBorbno 
Ofl BnaCTMTMX MHBeCTMTOpa. TaKBe 
McnnaTe ce Mopajy MohM cnoöoflno 
TpanccfiepMcaTM. 

(4) y nornefly caera HaeefleHor y obom 
Hnany MneecTMTopM jeflne flpTKaae 
yroBopHMfle y>KMBajy na repMTopMjM flpyre 
flP>KaBe yroBopHMfle rpeTMan najaeher 
noBnaujTei-ba. 
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Clan 5. 

T ransfer 

Svaka drzava ugovornica garantuje 
investitorima druge drzave ugovornice 
Slobodan transfer isplata koje su u vezi s 
investicijom, a posebno 

(a) kapitala i dodatnih iznosa za odrzavan- 
je ili prosirenje investicije; 

(b) prihoda; 

(c) za vracanje kredita; 

(d) iznosa dobijenih od potpune ili 
djelimicne likvidacije ili prodaje investi- 
cije; 

(e) obestecenja predvidenih u Cianu 4. 

Clan 6. 

Subrogacija 

Ako jedna drzava ugovornica izvrsi ispla- 
tu svojim investitorima na osnovu garanci- 
je, koju je dala u odnosu na neku investici- 
ju, na teritoriji druge drzave ugovornice, 
onda ova druga drzava ugovornica, ne 
steteci pravima prvoimenovane drzave 
ugovornice iz Clana 9., priznaje prenosenje 
svih prava ili zahtjeva ovih investitora, po 
zakonu ili na osnovu pravnog posla, na 
prvoimenovanu drzavu ugovornicu. Nadal- 
je, druga drzava ugovornica priznaje prvoi- 
menovanoj drzavi ugovornici sticanje svih 
prava i zahtjeva (preneseni zahtjevi), pri 
cemu je prvoimenovana drzava ugovornica 
ovlastena da ih izvrsava u istom obimu kao 
i njen pravni predhodnik. Za transfer 
placanja po osnovu prenesenih zahtjeva, 
na odgovarajuci nacin vaze Clan 4., stavovi 
(2) i (3) i Clan 5. 


Clan 7. 

Provodenje transfera 

(1) Transferi prema Cianu 4., stavovi (2) ili 
(3), Cianu 5. ili Cianu 6. vrse se bez odgo- 
de, po trzisnom kursu koji vazi na dan 
transfera. „Bez odgode provedenim trans- 
ferom“ smatra se onaj koji se obavi u roku 
koji je obicno neophodan za ispunjavanje 
formalnosti oko transfera. Rok pocinje 
predavanjem odgovarajuceg zahtjeva i ne 
smije ni u kom slucaju biti duzi od dva 
mjeseca. 

(2) Ako ne postoji devizno trziste, onda 
vazi „cross rate“, koji se dobije na osnovu 
onih obracunskih kurseva koje bi Medunar- 
odni monetarni fond u vrijeme isplate uzeo 
za osnovu preracuna doticne valute u 
specijaina prava vucenja, SDR. 

Clan 8. 

Primjena 
dodatnih pravila 

(1) Ako iz pravnih propisa jedne drzave 
ugovornice ili iz obaveza na osnovu 


Clanak 5. 

Transfer 

Svaka drzava ugovornica garantira inve- 
stitorima druge drzave ugovornice Slobo- 
dan transfer isplata koje su u svezi s inve- 
sticijom, a osobito: 

(a) kapitala i dodatnih iznosa za odrzavan- 
je ili prosirenje investicije; 

(b) prihoda; 

(c) za vracanje kredita; 

(d) iznosa dobijenih od potpune ili djelo- 
micne likvidacije ili prodaje investicije; 

(e) obestecenja predvidenih u Clanku 4. 

Clanak 6. 

Subrogacija 

Ako jedna drzava ugovornica izvrsi ispla- 
tu svojim investitorima na temelju garanci- 
je, koju je dala u odnosu na neku investici- 
ju, na teritoriju druge drzave ugovornice, 
onda ova druga drzava ugovornica, ne 
steteci pravima prvoimenovane drzave 
ugovornice iz Clanka 9., priznaje pre- 
nosenje svih prava ili zahtjeva ovih investi- 
tora, po zakonu ili na temelju pravnog 
posla, na prvoimenovanu drzavu ugovorni- 
cu. Nadalje, druga drzava ugovornica priz- 
naje prvoimenovanoj drzavi ugovornici 
stjecanje svih prava i zahtjeva (preneseni 
zahtjevi), pri cemu je prvoimenovana drza- 
va ugovornica ovlastena izvrsavati ih u 
istom obujmu kao i njen pravni predhodnik. 
Za transfer placanja na temelju prenesenih 
zahtjeva, vaze na odgovarajuci nacin Cla- 
nak 4., stavci (2) i (3) i Clanak 5. 


Clanak 7. 

Provodenje transfera 

(1) Transferi prema Clanku 4., stavci (2) ili 

(3), Clanku 5. ili Clanku 6. vrse se bez 
odgode, po trzisnom tecaju koji vazi na dan 
transfera. „Bez odgode provedenim trans- 
ferom“ smatra se onaj koji se obavi u roku 
koji je obicno neophodan za ispunjavanje 
formalnosti oko transfera. Rok pocinje 
predavanjem odgovarajuceg zahtjeva i ne 
smije ni u kom slucaju biti dulji od dva 
mjeseca. 

(2) Ako ne postoji devizno trziste, onda 
vazi „cross rate“, koji se dobije na temelju 
onih obracunskih tecajeva koje bi 
Medunarodni monetarni fond u vrijeme 
isplate uzeo po temelju preracuna doticne 
valute u specijaina prava vucenja, SDR. 

Clanak 8. 

Primjena 
dodatnih pravila 

(1) Ako iz pravnih propisa jedne drzave 
ugovornice ili iz obveza na temelju 


HnaH 5. 

TpaHcc|}ep 

CeaKa flp>KaBa yroBopHnga rapaHiyje 
MHBecTMTopmvia Hpyre HP>KaBe 
yroBopHMpe cnoöoflaH TpaHc4)ep ncnnara 
Koje cy y bbsm c MHBecTngnjoM, a noceöHO 

(a) Kannrana n flOflarHnx nsHoca sa 
0flp>KaBai-be nnn npoiiinpei-be 
MHBeCTMLlMje; 

(b) npnxofla; 

(c) sa Bpaharbe Kpeflnra; 

(d) MSHOca HOönjeHMx ofl nornyHe nnn 
fljeriMMMHHe nnKBMflagnje nnn npoflaje 
MHBecTMunje; 

(e) oöeiiiTehei-ba npeflBMbeHnx y Hnahy 4. 

HnaH 6. 

Cydporai^Hja 

Ako jeflua HpxaBa yroBopHnga msbplijm 
M cnnary CBojnM nHBecTMTopnivia na 
ocHOBy rapaHpnje, Kojy je flana y oflHOcy 
Ha Hexy MHBecTMpMjy, na repMTopMjM flpyre 
flP>KaBe yroBopHMpe, OHfla oaa flpyra 
flP>KaBa yroBopHMga, ne LiiTereliM 
npaBMMa npBomvieHOBaHe Hp>KaBe 
yroBopHMpe ns HnaHa 9., npMSHaje 
npeHoiiierbe cbmx npaea Urin saxTjeea 
OBMX MHBeCTMTOpa, HO SSKOHy MHM Ha 
ocHOBy npaBHor nocna, na 
npBomvieHOBaHy flp>KaBy yroBopHMpy. 
Haflarbe, Hpyra flp>KaBa yroBopHMpa 
npi/iSHaje npBomvieHOBaHoj Hp>KaBM 
yroBopHMpM CTkigai-be cbmx npaBa m 
saxTjeBa (npeneceHM saxrjeBM), npM neiviy 
je npBOMMeHOBana flp>KaBa yroBopHMga 
OBnaiiiTeHa fla mx MSBpiiiaBa y mctom 
oÖMMy Kao M i-beH npaBHM npeflxoflHMK. 3a 
TpaHCcfiep nnahai-ba no ocHoey 
npeHeceHMX saxrjeBa, Ba>Ke na 
oflroBapajytiM hshmh Hnan 4., ctsbobm (2) 
M (3) M HnaH 5. 

HnaH 7. 

ripoBobehbe TpaHccjjepa 

(1) TpaHCcfiepM npeivia HnaHy 4., 
craBOBM (2) MHM (3), Hnany 5. mhm HnaHy 6. 
Bpiue ce öes oflrofle, no tp>kmlijhom xypcy 
KojM Ba>KM Ha flan TpaHc4)epa. “Bes 
oflrofle npoBefleHMM TpaHccfrepoM” 
CMarpa ce onaj KojM ce oöaBM y poxy xojM 
je oöMHHO HeonxoflaH sa Mcnyi-baeai-be 
4)opManHOCTM oko TpaHccfjepa. Pok 
noHMi-be npenaBai-beM oflroBapajyher 
saxTjeBa m He CMMje hm y kom cnynajy 6 mtm 
fly>KM Ofl HBa Mjecepa. 

(2) Ako He nocrojM fleBMSHO Tp>KMLUTe, 
OHfla Ba>KM “cross rate”, xojM ce floöMje na 
ocHOBy OHMX oöpanyHCKMX xypceea Koje 6 m 
M ebyHapoflHM MOHeiapHM cjroHfl y BpMjeMe 
Mcnnaxe yseo sa ocHOBy npepanyHa 
flOTMHHe Banyre y cneflMjanHa npaea 
Bynerba, SDR. 

HnaH 8. 

ripHMjeHa 
flo^aTHHX npaBkina 

(1) Ako ms npaBHMX nponMca jeflue 
flP>KaBe yroBopHMfle mhm ms oöaeesa Ha 
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medunarodnog prava koje postoje ili ce se 
u buducnosti zasnovati izmedu drzava 
ugovornica, pored ovog Ugovora, proizidu 
opci ili posebni propisi po kojima se investi- 
cijama investitora druge drzave ugovornice 
treba odobriti bolji tretman nego po ovom 
Ugovoru, onda takvi propisi imaju prednost 
u odnosu na ovaj Ugovor, u mjeri u kojoj su 
povoijniji. 

(2) Svaka drzava ugovornica ce ispunja- 
vati svaku drugu obavezu koju je preuzela 
u odnosu na investicije investitora druge 
drzave ugovornice na svojoj teritoriji. 


Clan 9. 

Rjesavanje sporova 
izmedu drzava ugovornica 

(1) Sporove izmedu drzava ugovornica o 
tumacenju ili primjeni ovog Ugovora treba 
da, ukoliko je to moguce, otklone vlade 
obiju drzava ugovornica. 

(2) Ako se sporovi na ovaj nacin ne mogu 
otkloniti, onda ih se mora na zahtjev jedne 
od drzava ugovornica, podnijeti arbitraz- 
nom sudu. 

(3) Arbitrazni sud se formira od slucaja 
do slucaja, tako sto svaka drzava ugovorni- 
ca postavija jednog clana, a oba clana se 
onda sloze oko jednog pripadnika trece 
drzave kao predsjednika, kojeg onda 
postavijaju vlade obiju drzava ugovornica. 
Clanovi se moraju postaviti u roku od dva 
mjeseca, Predsjednik u roku od tri mjeseca 
nakon sto je jedna drzava ugovornica 
saopstila drugoj drzavi ugovornici da spor 
zeli iznijeti pred arbitrazu. 


(4) Ako se ne odrze rokovi iz stava (3) 
onda u nedostatku drugog dogovora moze 
svaka drzava ugovornica zamoliti Preds- 
jednika Medunarodnog suda da izvrsi neo- 
phodna imenovanja. Ako Predsjednik ima 
drzavijanstvo jedne od drzava ugovornica 
ili je on sprijecen nekim drugim raziogom, 
onda imenovanja treba izvrsiti Zamjenik 
predsjednika. Ako i Zamjenik predsjednika 
ima drzavijanstvo jedne od drzava ugovor- 
nica ili ako je i on sprijecen, onda treba da 
imenovanja izvrsi slijedeci po rangu cian 
suda koji nema drzavijanstvo nijedne drza- 
ve ugovornice. 


(5) Arbitrazni sud odiucuje vecinom 
glasova. Njegove odiuke su obavezujuce. 
Svaka drzava ugovornica snosi troskove 
svoga clana kao i svog zastupanja tokom 
postupka pred sudom, troskove predsjed- 
nika, kao i ostale troskove dijele obje drza- 
ve ugovornice na jednake dijelove. Sud 
moze donijeti odiuku o drugacijem reguli- 
sanju troskova. Sto se tice ostalog, sud 
sam regulise svoj postupak. 


medunarodnog prava koje postoje ili ce se 
u buducnosti zasnovati izmedu drzava 
ugovornica, pored ovog Ugovora, proizidu 
opci ili posebni propisi po kojima se investi- 
cijama investitora druge drzave ugovornice 
treba odobriti bolji tretman nego po ovom 
Ugovoru, onda takvi propisi imaju prednost 
u odnosu na ovaj Ugovor, u mjeri u kojoj su 
povoijniji. 

(2) Svaka drzava ugovornica ispunjavat 
ce svaku drugu obvezu koju je preuzela u 
odnosu na investicije investitora druge 
drzave ugovornice na svojem teritoriju. 


Clanak 9. 

Rjesavanje sporova 
izmedu drzava ugovornica 

(1) Sporove izmedu drzava ugovornica o 
tumacenju ili primjeni ovog Ugovora treba 
da, ukoliko je to moguce, otklone vlade 
obiju drzava ugovornica. 

(2) Ako se sporovi na ovaj nacin ne mogu 
otkloniti, onda ih se mora na zahtjev 
jedne od drzava ugovornica, dostaviti 
arbitraznom sudu. 

(3) Arbitrazni sud se formira od slucaja 
do slucaja, tako sto svaka drzava ugovorni- 
ca postavija jednog clana, a oba clana se 
onda sloze oko jednog pripadnika trece 
drzave kao predsjednika, kojeg onda 
postavijaju vlade obiju drzava ugovornica. 
Clanovi se moraju postaviti u roku od dva 
mjeseca, Predsjednik u roku od tri mjeseca 
nakon sto je jedna drzava ugovornica 
priopcila drugoj drzavi ugovornici da spor 
zeli iznijeti pred arbitrazu. 


(4) Ako se ne odrze rokovi iz stavka (3) 
onda u nedostatku drugog dogovora moze 
svaka drzava ugovornica zamoliti Preds- 
jednika Medunarodnog suda da izvrsi neo- 
phodna imenovanja. Ako Predsjednik ima 
drzavijanstvo jedne od drzava ugovornica 
ili je on sprijecen nekim drugim raziogom, 
onda imenovanja treba izvrsiti Zamjenik 
predsjednika. Ako i Zamjenik predsjednika 
ima drzavijanstvo jedne od drzava ugovor- 
nica ili ako je i on sprijecen, onda treba da 
imenovanja izvrsi sljedeci po rangu clan 
suda koji nema drzavijanstvo niti jedne 
drzave ugovornice. 


(5) Arbitrazni sud odiucuje vecinom gla- 
sova. Njegove odiuke su obvezujuce. 
Svaka drzava ugovornica snosi troskove 
svoga clana kao i svog zastupanja tijekom 
postupka pred sudom, troskove predsjed- 
nika, kao i ostale troskove dijele obje drza- 
ve ugovornice na jednake dijelove. Sud 
moze donijeti odiuku o drukcijem reguliran- 
ju troskova. Sto se tice ostalog, sud sam 
regulira svoj postupak. 


ocHosy MehynapoflHor npasa Koje nocroje 
nnu he ce y öyflyhHOCTM sacHOBarn 
MSMehy Hp>KaBa yroBopHnpa, nopep OBor 
YroBopa, nponcieKHy onmin nnu noceÖHM 
nponncM no Kojnivia ce uHBecTnpnjaMa 
MHBecTMTopa Hpyre gpxaBe yroBopHuge 
Tpeöa oflobpuTM öorbn TperiviaH nero no 
OBOM YroBopy, OHpa raKBu nponucu MMajy 
npeflHOCT y ofluocy ua oaaj YroBop, y 
MjepM y Kojoj cy noBorbunjn. 

(2) CaaKa gp^aBa yroBopHnga he 
Mcnyi-baBaTM ceaKy gpyry obaaesy Kojy je 
npeysena y ogHOcy ua nHBecTugkije 
MHBecTMTopa Hpyre gpxaBe yroBopHuge 
na CBOjoj TepMTopnjM. 


HnaH 9. 

PjemaBaibe cnoposa 
HSMehy flp>KaBa yroBopHHga 

(1) CnopoBe MSMehy flp>KaBa 
yroBopHMpa o ryManei-by mbm npuMjeuM 
OBor YroBopa rpeöa ga, yKonuKO je to 
M oryhe, OTKnoue Bnage oöujy gp>KaBa 
yroBopHMga. 

( 2 ) Ako ce cnopoBM ua OBaj uatuH ue 
Mory OTKnoHMTM, OHga mx ce Mopa ua 
saxTjeB jegue og gpxoBa yroBopuMga, 
nogHMjejM ap 6 MTpa>KHOM cygy. 

(3) Ap6MTpa>KHM cyg ce cfiopMMpa og 
cgynaja go cnytaja, raKO ujto ceaxa 
gp>KaBa yroBopHuga nocTaerba jeguor 
Hnaua, a o6a Mnaua ce ouga cnoxte oko 
jeguor npunaguMKa xpehe gpxaae Kao 
npegcjegHMKa, Kojer ouga nociaBTbajy 
Bnage oöMjy gp>KaBa yroBopHMga. 
HnauoBM ce Mopajy nocraBMTM y poKy og 
gea Mjecega, flpegcjeguMK y poKy og xpM 
Mjecega uaKOH ujto je jegua gp>KaBa 
yroBopHMga caonuiTuna gpyroj gp>KaBM 
yroBopHMgM ga cnop >KenM nsuMjeTM npeg 
apÖMTpaxty. 

(4) Ako ce ne ogp>Ke pokobm ms cxaea 

(3) OHga y HegocxaTKy gpyror goroBopa 
MO>Ke CBaKa gpxoBa yroeopHMga 
saMonMTM npegcjegHMKa MehynapogHor 
cyga ga msbpuim HeonxogHa MMenoBai-ba. 
Ako npegcjegHMK MMa gpjKaBTbaHCTBO 
jegne og gp>KaBa yroBopHMga MnM je oh 
cnpMjeneH hokmm gpyrMM pasnoroM, onga 
MMeHOBai-ba xpeba msbpuimtm SaMjeHMK 
npegcjegHMKa. Ako m SaMjeHMK 
npegcjegHMKa MMa gp>KaBTbaHCTBO jegne 
og gpxoBa yroBopHMga mhm aKO je m oh 
cnpMjeneH, onga xpeöa ga MMenoBai-ba 
MSBpuiM cnMjegehM no panry nnan cyga 
KojM HeMa gp>KaBTbaHCTBO HMjegne 
gpxtaee yroBopHMge. 

(5) Ap6MTpa>KHM cyg ognynyje BehMHOM 
rnacoBa. hberoBe ognyKe cy obaBesyjyhe. 
CBaKa gp>KaBa yroBopHMga chocm 
xpouiKOBe CBora nnana Kao m cbof 
sacxynai-ba tokom nocxynKa npeg cygoM, 
xpouiKOBe npegcjegHMKa, Kao m ocxane 
xpouiKOBe gMjene obje gp>KaBe 
yroBopHMge na jegnaKe gMjenoee. Cyg 
MO>Ke goHMjexM ognyKy o gpyraHMjeM 
perynMcarby xpouiKoea. Hxo ce XMHe 
ocxanor, cyg caM perynMuie CBOj 
nocxynaK. 
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Clan 10. 

Rjesavanje sporova 
izmedu jedne drzave 
ugovornice i investitora 
druge drzave ugovornice 

(1) Sporovi u odnosu na investicije 
izmedu jedne drzave ugovornice i investito- 
ra druge drzave ugovornice trebali bi, uko- 
liko je to moguce, ove strane u sporu rijesiti 
dogovorom. 

(2) Ako se spor ne moze prevazici u roku 
od sest mjeseci od datuma kada ga je 
jedna od dviju strana u sporu pokrenula, 
tada se on mora na zahtjev investitora 
druge drzave ugovornice podvrci rjesavan- 
ju u arbitraznom postupku. Ukoliko strane 
u sporu ne postignu drugaciji dogovor, taj 
spor podlijeze arbitraznom postupku u 
okviru Konvencije o rjesavanju investicijs- 
kih sporova izmedu drzava i pripadnika 
drugih drzava od IS.marta 1965. godine. 


(3) Arbitrazna presuda je obavezujuca i 
ne podlijeze nikakvim drugim osim pravnim 
sredstvima ili drugim pravnim sredstvima 
predvidenim u navedenoj Konvenciji. Pre- 
suda se izvrsava prema unutardrzavnom 
pravu. 

(4) Drzava ugovornica koja sudjeluje u 
sporu nece za vrijeme arbitraznog postup- 
ka ili izvrsenja arbitrazne presude kao 
prigovor iznositi to da je investitor druge 
drzave ugovornice od nekog osiguranja 
primio obestecenje za jedan dio stete ili 
cjelokupnu stetu. 

Clan 11. 

Daijnje 

vazenje Ugovora 

Ovaj Ugovor vrijedi bez obzira na to da 
li izmedu drzava ugovornica postoje diplo- 
matski ili konzularni odnosi. 

Clan 12. 

Protokol 

Prilozeni Protokol je sastavni dio ovog 
Ugovora. 

Clan 13. 

Stupanje 

na snagu, trajanje 
i prestanak Ugovora 

(1) Ovom Ugovoru je potrebna ratifikaci- 
ja; ratifikacioni dokumenti ce se razmijeniti 
sto je prije moguce. 

(2) Ovaj Ugovor stupa na snagu mjesec 
dana nakon razmjene ratifikacionih doku- 
menata. On ostaje na snazi deset godina. 
Nakon isteka tog perioda trajanje Ugovora 
se produzava na neodredeno vrijeme, uko- 
liko neka drzava ugovornica pismeno ne 
otkaze Ugovor u periodu od dvanaest 
mjeseci prije isteka. Nakon protoka deset 


Clanak 10. 

Rjesavanje sporova 
izmedu jedne drzave 
ugovornice i investitora 
druge drzave ugovornice 

(1) Sporovi u odnosu na investicije 
izmedu jedne drzave ugovornice i investito- 
ra druge drzave ugovornice trebali bi, uko- 
liko je to moguce, ove strane u sporu rijesiti 
dogovorom. 

(2) Ako se spor ne moze prevazici u roku 
od sest mjeseci od datuma kada ga je 
jedna od dviju strana u sporu pokrenula, 
tada se on mora na zahtjev investitora 
druge drzave ugovornice podvrci rjesavan- 
ju u arbitraznom postupku. Ukoliko strane 
u sporu ne postignu drukciji dogovor, taj 
spor podlijeze arbitraznom postupku u 
okviru Konvencije o rjesavanju investicionih 
sporova izmedu drzava i pripadnika drugih 
drzava od 18. ozujka 1965. godine. 


(3) Arbitrazna presuda je obvezujuca i ne 
podlijeze nikakvim drugim osim pravnim 
sredstvima ili drugim pravnim sredstvima 
predvidenim u navedenoj Konvenciji. Pre- 
suda se izvrsava prema unutardrzavnom 
pravu. 

(4) Drzava ugovornica koja sudjeluje u 
sporu nece za vrijeme arbitraznog postup- 
ka ili izvrsenja arbitrazne presude kao pri- 
govor iznositi to da je investitor druge drza- 
ve ugovornice od nekog osiguranja primio 
obestecenje za jedan dio stete ili cjelokup- 
nu stetu. 

Clanak 11. 

Daijnje 

vazenje Ugovora 

Ovaj Ugovor vrijedi bez obzira na to da li 
izmedu drzava ugovornica postoje diplo- 
matski ili konzularni odnosi. 

Clanak 12. 

Protokol 

Prilozeni Protokol je sastavni dio ovog 
Ugovora. 

Clanak 13. 

Stupanje 

na snagu, trajanje 
i prestanak Ugovora 

(1) Ovom Ugovoru je potrebna ratifikaci- 
ja; ratifikacioni dokumenti ce se razmijeniti 
sto je prije moguce. 

(2) Ovaj Ugovor stupa na snagu mjesec 
dana nakon razmjene ratifikacionih doku- 
menata. On ostaje na snazi deset godina. 
Nakon isteka tog perioda trajanje Ugovora 
se produzava na neodredeno vrijeme, uko- 
liko neka drzava ugovornica pismeno ne 
otkaze Ugovor u periodu od dvanaest 
mjeseci prije isteka. Nakon isteka deset 


Hnau 10. 

PjemaBaifae cnopoea 
H3Meby je^He flp>KaBe 
yroBopHHL|e h HHBeCTMTOpa 
flpyre ^p^taBe yroBopuMite 

(1) CnopoBM y oflHOcy ua UHBecTupkije 
MSMeby jeflue Hp>KaBe yroBopHnpe n 
MHBecTMTopa Hpyre Hp>KaBe yroBopHupe 
Tpeöann 6m, yKonuKO je to Moryhe, oee 
CTpaue y cnopy pnjeujMTM poroBopoM. 

(2) Ako ce cnop ue MO>Ke npeeasMliM y 
poKy ofl mecT ivijecepM op flaryivia Kapa ra 
je jeflHa op HBMjy crpana y cnopy 
noKpeHyna, rapa ce oh Mopa na saxTjee 
MHBecTMTopa Hpyre Hp>KaBe yroBopHMpe 
noflBphM pjemaeai-by y ap6MTpa>KHOM 
nocTynKy. Ykotimko CTpane y cnopy ne 
nocTMTHy HpyraHMjM poroBop, laj cnop 
noflnMje>Ke ap6MTpa>KHOM nocrynKy y 
OKBMpy KoHBeHpMje o pjeujaeai-by 
MHBeCTMpMjCKMX CnOpOBa MSMeby HpXOBa 

M npMnaflHMKa ppyrux Hp>KaBa op 18. 
Mapxa 1965. roflMHe. 

(3) Ap6MTpa>KHa npecypa je 
oöaBesyjyha m ne noHnMje>Ke HMKaKBMM 

flPyTMM OCMM npaBHMM CpeflCTBMMa MTIM 
flpyrMM npaBHMM cpepcTBMMa 

npeflBMbeHMM y HaBepeHoj KoHBeHpMjM. 
flpecyna ce Msepuraea npeMa 
yHyrapHp^KaBHOM npaey. 

(4) flp>KaBa yroBopHMpa Koja cynjenyje y 
cnopy Hebe sa BpMjeMe ap6MTpa>KHor 
nocrynKa mtim Msepmei-ba apÖMTpaKHe 
npecyfle xao npMroBop mshocmtm to pa je 
MHBecTMTop flpyre flp>KaBe yroBopHMpe op 
HeKor ocMrypaK^a npMMMO oöeujTehei-be 
sa jepaH pMO ujTeTe mtim pjenoKynHy 
ujTeTy. 

HnaH 11. 

Aan>e 

Ba^Keifae VroBopa 

Oßaj YroBop BpMjepM des oösMpa na to 
fla TIM MSMeby np^xaBa yroBopHMpa 
nocToje flMnnoMaTCKM mtim KOHsynapHM 
OflHOCM. 

HnaH 12. 

ripOTOKOn 

npMTIO>KeHM flpOTOKOn je CaCTaBHM flMO 
OBor YroBopa. 

HnaH 13. 

CTynahbe 
Ha CHary, TpajaH>e 
H npecTauaK YroBopa 

(1) Obom YroBopy je noTpebna 

paTM4)MKaL(Mja; paTM4)MKaL(MOHM 

flOKyMeHTM pasMMjeHMbe ce ujto je npMje 
Moryhe. 

(2) Oeaj YroBop CTyna Ha CHary Mjecep 
flana HaxoH pasMjene paTMCjjMxapMOHMx 
flOKyMenaTa. Oh ocTaje na cnasM peceT 
TOflMHa. HaKOH MCTexa tot nepMopa 
Tpajahte YroBopa ce npoHy>KaBa na 
HeoflpebeHO epnjeMe, yxoriMKO nexa 
flpxoBa yroBopHMpa nMCMeno ne OTKa>Ke 
YroBop y nepMopy op fleaneacT MjecepM 



Drucksache 15/1847 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


godina Ugovor se moze otkazati u svako 
doba, uz otkazni rok od dvanaest mjeseci. 
Sa stupanjem na snagu ovog Ugovora, 
Sporazum od 10. jula 1989. godine izmedu 
Savezne Republike Njemacke i Socijali- 
sticke Federativne Republike Jugoslavije 

0 uzajamnoj zastiti i podsticanju investicija 
u odnosu na Saveznu Republiku Njemacku 

1 Bosnu i Hercegovinu, prestaje vaziti. 


(3) Odredbe ovog Ugovora od dana nje- 
govog stupanja na snagu, vaze i za investi- 
cije koje su uzivale zastitu po Sporazumu 
od 10. jula 1989. godine izmedu Savezne 
Republike Njemacke i Socijalisticke Fede- 
rativne Republike Jugoslavije o uzajamnoj 
zastiti i podsticanju investicija. 

(4) Poslije otkaza ovog Ugovora za inve- 
sticije koje su izvrsene do vremena isteka 
ovog Ugovora, vaze predhodni clanovi jos 
dvadeset slijedecih godina od dana njego- 
vog isteka. 


Sacinjeno u Berlinu, dana 18. listopada 
2001 . u dva originala, svaki na njemackom, 
bosanskom/hrvatskom/srpskom i engle- 
skom jeziku, pri cemu je svaki tekst vjero- 
dostojan. U slucaju raziicitog tumacenja 
njemackog i bosanskog/hrvatskog/srps- 
kog teksta, engleski tekst je mjerodavan. 


godina Ugovor se moze otkazati u svako 
doba, uz otkazni rok od dvanaest mjeseci. 
Stupanjem na snagu ovog Ugovora, Spora- 
zum od 10. srpnja 1989. godine izmedu 
Savezne Republike Njemacke i Socijali- 
sticke Federativne Republike Jugoslavije o 
uzajamnoj zastiti i poticanju investicija u 
odnosu na Saveznu Republiku Njemacku i 
Bosnu i Hercegovinu, prestaje vrijediti. 


(3) Odredbe ovog Ugovora od dana 
njegovog stupanja na snagu, vrijede i za 
investicije koje su uzivale zastitu po Spora- 
zumu od 10. srpnja 1989. godine izmedu 
Socijalisticke Federativne Republike Jugo- 
slavije i Savezne Republike Njemacke o 
uzajamnoj zastiti i poticanju investicija. 

(4) Poslije otkaza ovog Ugovora za inve- 
sticije koje SU izvrsene do vremena isteka 
ovog Ugovora, vrijede predhodni clanci jos 
dvadeset sljedecih godina od dana njegova 
isteka. 


Sacinjeno u Berlinu, dana 18. oktobra 
2001 . u dva originala, svaki na njemackom, 
bosanskom/hrvatskom/srpskom i engle- 
skom jeziku, pri cemu je svaki tekst vjero- 
dostojan. U slucaju raziicitog tumacenja 
njemackog i bosanskog/hrvatskog/srps- 
kog teksta, engleski tekst je mjerodavan 


Za Saveznu Republiku Njemacku 
Za Saveznu Republiku Njemacku 
3a CaeesHy PenyönnKy hbeMa^Ky 
Jürgen Chrobog 


npnje ncreKa. HaKOH nporoKa necer 
roflMHa yroBop ce MO>Ke OTKasarn y ceaKO 
floOa, ys OTKasHM poK ofl fleaHaecT 
Mjecepn. Ca CTynarteivi na cnary OBor 
YroBopa, CnopasyM ofl 10. jyna 1989. 
roflMHe M3Meby CaBesne PenyOnnKe 
FbeMatKe n CounjanncTMHKe 
OenepaTMBHe PenyönnKe JyrocnaBnje o 
ysajaMHoj aaiuTMTM n noflcinpai-by 
MHBecTMpnja y oflHOcy na CaaesHy 
PenyönMKy hbeiviaHKy n Bocny n 
XepgeroBMHy, npecraje Ba>KMTM. 

(3) OnpeflOe OBor YroBopa ofl flana 

i-beroBor CTynarta na cnary, Ba>Ke n sa 
MHBecTMpnje Koje cy yKMBane saiuTMTy no 
Cnopaayiviy og 10. jyna 1989. roflkiHe 
MSMeby CaaesHe PenyönnKe FbeiviaHKe n 
CoLtMjanMCTMHKe OenepaTMBHe 

PenyönMKe JyrocnaBnje o ysajaMHOj 
saiiiTMTM M noflCTngai-by MHBecTMUnja. 

(4) riocnnje OTKasa OBor YroBopa sa 
MHBecTMpnje Koje cy nsBpiiieHe go 
BpeivieHa ncreKa OBor YroBopa, Ba>Ke 
npeflxoflHn HnaHoen joiii HBanecer 
cnnjeflehnx roflnna ofl flana rteroBor 
ncrexa. 


CaHnrteHO y Bepnnny, nana 18. okto- 
6pa 2001. y flBa opnrnHana, CBaxn na 
i-beManKOM, öocaHCKOM/xpaarcKoivi/ 

cpncKOM n eHrnecKOM jesnxy, npn neiviy je 
CBaKn reKCT BjepoflocrojaH. Y cnynajy 
pasnnnnTor ryManei-ba i-beivianKor n 
öocaHCKor/xpearcKor/cpncKor reKcra, 
enrnecKn tskct je MjepoflaeaH. 


Za Bosnu i Hercegovinu 
Za Bosnu i Hercegovinu 
3a Bocny n XepueroBnny 
ZIatko Lagumdzija 
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Protokol 
uz Ugovor 

izmedu Savezne Republike Njemacke 
i Bosne i Hercegovine 

o podsticanju i medusobnoj zastiti investicija 


Protokol 
uz Ugovor 

izmedu Savezne Republike Njemacke 
i Bosne Hercegovine 

o poticanju i medusobnoj zastiti investicija 


□ pOTOKOJl 

ys yroBop 

MSMehy CasesHe PenyöjinKe hbeiviaHKe 
M BocHe M XepueroBMHe 

noflCTMLtai-by m iviehycoöHoj saiiiTHTn nHBecTMUi/ija 


Prilikom potpisivanja Ugovora izmedu 
Savezne Republike Njemacke i Bosne i 
Hercegovine o podsticanju i medusobnoj 
zastiti investicija, opunomocenici, primjere- 
no za to ovlasteni, dogovorili su se osim 
toga oko siijedecih odredbi koje vaze kao 
sastavni dio Ugovora: 


(1) Uz Clanl. 

Ne steteci ostalim postupcima za 
utvrdivanje drzavijanstva, drzavijaninom 
jedne drzave ugovornice smatra se naroci- 
to svako lice koje ima pasos izdat od nad- 
leznih organa doticne drzave ugovornice. 

(2) Uz Clan 3. 

(a) Kao „aktivnost“ u smislu Clana 3., stav 
(2), smatra se prvenstveno, ali ne i 
iskijucivo, upravijanje, odrzavanje, 
upotreba, koristenje i raspolaganje 
investicijom. „Manje povoijnijim“ tret- 
manom u smislu Clana 3. posebno se 
smatra: raziicit tretman u slucaju 
ogranicenja nabavke sirovina i pomoc- 
nih sredstava, energije i goriva kao i 
proizvodnih i pogonskih sredstava 
svake vrste, raziicit tretman u slucaju 
ometanja plasmana proizvoda u zemiji i 
u inostranstvu, kao i druge mjere slic- 
nog djelovanja. Mjere koje se donose iz 
razioga javne bezbijednosti i reda, zdra- 
vlja stanovnistva ili morala, ne smatraju 
se „manje povoijnim“ tretmanom u 
smislu Clana 3. 


(b) Odredbe Clana 3. ne obavezuju jednu 
drzavu ugovornicu da poreske povlasti- 
ce i oslobadanja koja se odobravaju 
prema poreznim zakonima samo inve- 
stitorima nastanjenim na njenoj teritoriji 


Prilikom potpisivanja Ugovora izmedu 
Savezne Republike Njemacke i Bosne i 
Hercegovine o poticanju i medusobnoj 
zastiti investicija, opunomocenici, primjere- 
no za to ovlasteni, dogovorili su se osim 
toga oko sljedecih odredaba koje vrijede 
kao sastavni dio Ugovora: 


(1) Uz Clanak 1. 

Ne steteci ostalim postupcima za 
utvrdivanje drzavijanstva, drzavijaninom 
jedne drzave ugovornice smatra se naroci- 
to svaka osoba koja ima putovnicu izdatu 
od nadleznih organa doticne drzave ugo- 
vornice. 

(2) Uz Clanak 3. 

(a) Kao „aktivnost“ u smislu Clanka 3., sta- 
vka (2), smatra se prvenstveno, ali ne i 
iskijucivo, upravijanje, odrzavanje, upo- 
raba, koristenje i raspolaganje investici- 
jom. „Manje povoijnijim“ tretmanom u 
smislu Cianka 3. osobito se smatra: 
raziicit tretman u slucaju ogranicenja 
nabave sirovina i pomocnih sredstava, 
energije i goriva kao i proizvodnih i 
pogonskih sredstava svake vrste, raz- 
iicit tretman u slucaju smetnji plasmana 
proizvoda u zemiji i u inozemstvu, kao i 
druge mjere slicnog djelovanja. Mjere 
koje se donose radi javne sigurnosti i 
reda, zdravija stanovnistva ili morala, ne 
smatraju se „manje povoijnim“ tretman- 
om u smislu Clanka 3. 


(b) Odredbe Clanka 3. ne obvezuju jednu 
drzavu ugovornicu da poreske povlasti- 
ce i oslobadanja koja se odobravaju 
prema poreznim zakonima samo inve- 


ripnriMKOM nornucMBai-ba Yroeopa 
MSMeby CaaesHe PenyönnKe hbeiviaHKe u 
Bocue M XepgeroBMHe o noflCTugai-by u 
MebycoöHoj saujTMTn uHBecTMunja, 
onyHOMoheHMpu, npuMjepeuo sa to 
OBuaujTeHM, floroBopunu cy ce ocmm Tora 
OKO cnnjeflehux Oflpeflön Koje Ba>Ke Kao 
cacTaBHM fluo YroBopa: 

(1) Ys HnaH 1. 

He ujTeTehu ocTanMM nocryngMivia sa 
yTBptöMBai-be HP^KaerbaHCTBa, 

HP>KaBTbaHMHOM jcflHe HP>KaBe 
yroBopHMpe CMaipa ce cbsko nnge Koje 
MMa nacouj MSflar oh Haflne^KHnx opraua 
HOTMHHe HP>KaBe yroBopuMge. 

(2) Ys HnaH 3. 

(a) Kao “aKTMBHOCT” y CMMcny HnaHa 3., 
CTaB (2), CMarpa ce npaeHCTBeHO, anu 
ue n MCKTbyHMBO, ynpaBTbai-be, 
0flp>KaBai-be, ynorpeöa, Kopnmrei-be m 
pacnonarai-be MHBecTMHujoM. “Mai-be 
nOBOTbHMjMM’’ TpeTMaHOM y CMMCny 
Hnaua 3. noceöuo ce CMarpa: 
pasnMHMT TpeTMaH y cnynajy 
orpaHunei-ba uadaBKe cupoBHHa n 
noMotiHMx cpeflCTaBa, euepruje u 
ropMBa Kao m npoMSBOflHux n 
noroHCKMX cpeflCTaea ceaKe epcie, 
pasnMHMT TpeTMaH y cnynajy OMeTarta 
y nnacMany npoMSBOfla y seMTbM m y 
MHOCTpaHCTBy, Kao M HPyre Mjepe 
cnMHHor fljenoBai-ba. Mjepe Koje ce 
HOHOce MS pasnora jaene 
öesöjeflHOCTM m pena, SHpaerba 
CTaHOBHMUJTBa MHM Mopana, He 
CMaTpajy ce “Mai-be noBOTBHMM” 
TpeTMaHOM y CMMcny Hnaua 3. 

(b) OHpeflbe Hnana 3. ne oöaeesyjy jefluy 
HpxoBy yroBopHMHy fla nopecKe 
noBnacTMpe m ocnoöabai-ba Koja ce 
ofloöpaBajy npeMa nopesHMM 
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prosiri i na investitore nastanjene na 
teritoriji druge drzave ugovornice. 


(c) Drzave ugovornice ce u okviru svojih 
unutrasnjih pravnih propisa susretijivo 
ispitati zahtjeve za ulazak u zemiju i 
boravak lica jedne drzave ugovornice 
koja u vezi s nekom investicijom zeli 
doputovati na teritoriju druge drzave 
ugovornice; isto vazi i za radnike jedne 
drzave ugovornice koji u vezi s nekom 
investicijom zele doputovati na teritoriju 
druge drzave ugovornice i datamo bor- 
ave kako bi radili kao radnici. I zahtjevi 
za dodjelu radnih dozvola ispituju se 
susretijivo. 

(3) Uz Clan 5. 

Clan 5. tacka (c), ne odnosi se na komerci- 
jalne kredite. 

(4) Prilikom prijevoza roba i lica koji su u 
vezi sa investicijom, jedna drzava ugovor- 
nica nece niti iskijucivati niti sprijecavati 
transportna preduzeca druge drzave ugo- 
vornice, i ukoliko je potrebno dodjeijivat ce 
im koncesije za obavijanje prijevoza ne 
steteci odgovarajucim bilateralnim i multila- 
teralnim sporazumima koji obavezuju obje 
drzave ugovornice. 


stitorima nastanjenim na njenom terito- 
riju, prosiri i na investitore nastanjene 
na teritoriju druge drzave ugovornice. 


(c) Drzave ugovornice ce u okviru svojih 
unutarnjih pravnih propisa susretijivo 
ispitati zahtjeve za ulazak u zemiju i 
boravak osoba jedne drzave ugovorni- 
ce koje u svezi s nekom investicijom 
zele doputovati na teritorij druge drzave 
ugovornice; isto vrijedi i za radnike 
jedne drzave ugovornice koji u svezi s 
nekom investicijom zele doputovati na 
teritorij druge drzave ugovornice i tamo 
boraviti kako bi radili kao radnici. I zaht- 
jevi za dodjelu radnih dozvola ispituju 
se susretijivo. 

(3) Uz Clanak 5. 

Clanak 5. tocka (c), ne odnosi se na komer- 
cijalne kredite. 

(4) Prigodom prijevoza roba i osoba koje su 
u svezi s investicijom jedna drzava ugovor- 
nica nece niti iskijucivati niti sprijecavati 
transportna poduzeca druge drzave ugo- 
vornice, i ukoliko je potrebno dodjeijivace 
im koncesije za obavijanje prijevoza ne 
steteci odgovarajucim bilateralnim i multila- 
teralnim sporazumima koji obvezuju obje 
drzave ugovornice. 


saKOHMMa caMO nHBecTnropuMa 
HacTai-beHMM Ha rteHoj repMiopkijM 
npOUJMpM M Ha MHBeCTMTOpe 
HacTai-beHe na TepMTopnjM flpyre 
HP>KaBe yroBopHMpe. 

(c) flpxaae yroBopHupe he y OKBkipy 
CBOjMX ynyTpaujhbMX npaBHMX nponi/ica 
cycpexrbMBO McnHTatM saxrjeBe sa 
ynasax y seivirby m öopaeaK mu,a jeflne 
HpxtaBe yroBopHMpe Koja y Beau c 

HeKOM MHBeCTMLtMjOM >KenM 

flonyTOBajM na TepMTopnjy flpyre 
flpxaBe yroBopHMpe; hcto Ba>KM m sa 
paflHMKe jeflne flpxoae yroBopHMfle 
KOjH y BeSM C HSKOM MHBeCTMflHjOM 
Kene flonyiOBaTM na Tepmopkijy 
flpyre flp>KaBe yroBopHMpe h fla tsmo 
öopaae ksko 6m paflMnM xao paflHMflM. 
M saxTjeBM sa flOfljeny paflHMX 
floSBona McnMTyjy ce cycperrbMBO. 

(3) Vs HnaH 5. 

HnaH 5. rauKa (c), ne oahocm ce na 
KOMepflMjaflHe KpeflMie. 

(4) npuriMKOM npMjeBosa po6a m AMpa KojM 
cy y BesM ca MHBecTMflMjoM, jeflna flpxoea 
yroBopHMfla nehe hmtm MCKrbyHMBaiM hmtm 
cnpjenaBaTM rpancnopTHa npeflyseha 
flpyre flp>KaBe yroBopHMpe, m yKoni/iKO 
je noTpeÖHO flOfljerbMBahe mm KOHpecMje 
sa oöaBfbai-be npeeosa He uirerehM 
oflroBapajyhMM ÖMflarepanHMM m 
MynTMnajepanHMM cnopasyMMMa KojM 
oöaaesyjy o6je flpxoBe yroBopHMpe. 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungs- und Reformländer 
durch eine Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle 
spielt dabei die Förderung privater Kapitalanlagen in 
diesen Ländern. Private Kapitalanlagen sind in besonde- 
rem Maße geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung 
dieser Länder zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen 
Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland zu ver- 
stärken. Investitionen der privaten Wirtschaft vermitteln 
neben Risikokapital vor allem auch technisches Wissen 
und unternehmerische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluss von Investitionsförderungsverträgen. Sie die- 
nen der Förderung und dem Schutz privater Kapital- 
anlagen in den o.g. Ländern, indem sie bestimmte Rah- 
menbedingungen in völkerrechtlich verbindlicher Form 
festlegen. 

Der Vertrag mit Bosnien und Herzegowina ist ferner eine 
wichtige Voraussetzung für die Übernahme von Bundes- 
garantien gegen politische Risiken. Nach den Bestim- 
mungen des Haushaltsgesetzes kann der Bund derartige 
Garantien grundsätzlich nur dann übernehmen, wenn mit 
dem betreffenden Land ein Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Bosnien und Herzegowina entspricht im Wesent- 
lichen dem deutschen Mustervertrag, der auch Grundlage 
entsprechender Verträge mit anderen Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien ist. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 13 Artikeln; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Arti kel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe 
„Kapitalanlagen“, „Erträge“, „Investor“ und „Hoheits- 
gebiet“. 

Zu Arti kel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- und 
Zulassungsklausel sowie das Prinzip einer gerechten und 
billigen Behandlung. Kapitalanlagen sowie deren Erträge 
genießen gleichermaßen den vollen Schutz des Vertrags. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. 

Zu Arti kel 3 

In Artikel 3 ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
der Meistbegünstigung niedergelegt. Danach dürfen vor- 
genommene Kapitalanlagen nicht weniger günstig behan- 
delt werden als eigene Kapitalanlagen oder solche dritter 
Staaten. In Protokollnummer 2 Buchstabe a werden eini- 
ge Beispiele einer unzulässigen Schlechterbehandlung 
aufgeführt. Protokollnummer 2 Buchstabe b stellt klar. 


dass die Gewährung bestimmter steuerlicher Vergüns- 
tigungen nur an Gebietsansässige nicht im Widerspruch 
zum Gebot der Inländerbehandlung steht. Protokoll- 
nummer 2 Buchstabe c enthält eine Wohlwollensklausel 
zur Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
hinsichtlich Einreise, Aufenthalt und Arbeitsgenehmigung 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Arti kel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz, die 
Entschädigungspflicht im Falle einer Enteignung und den 
ordentlichen Rechtsweg zur Überprüfung von Enteig- 
nungsmaßnahmen. Bei Verlusten an Kapitalanlagen 
infolge von Krieg und ähnlichen Ereignissen wird Inlän- 
derbehandlung und Meistbegünstigung im Falle einer 
Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Der Artikel enthält das Prinzip des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen. Protokollnummer 3 stellt klar, 
dass sich die Rückzahlung von Darlehen nicht auf 
kommerzielle Kredite bezieht. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation, 
wonach die Bundesrepublik Deutschland im Falle einer 
Entschädigungszahlung an den deutschen Investor auf- 
grund einer Bundesgarantie die auf sie übergegangenen 
Rechte des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über den anzuwen- 
denden Wechselkurs und die Feststellung des Kreuz- 
kurses sowie Bestimmungen über das Transferverfahren 
und die dabei zu beachtende Frist. 

Zu Arti kel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund von völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen, gehen dem Vertrag vor (Besser- 
stellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsstaaten 
zu, dass sie gegenüber dem Investor übernommene 
Verpflichtungen einhalten werden. 

Zu Arti kel 9 

Die Bestimmung sieht ein Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaa- 
ten über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Arti kel 10 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. Können diese 
nicht binnen einer Frist von sechs Monaten gütlich bei- 
gelegt werden, hat der Investor das Recht, den Streit 
durch ein im Rahmen des Übereinkommens vom 
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18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten zu 
bildendes Schiedsgericht entscheiden zu lassen. Der 
Schiedsspruch ist bindend; er wird nach innerstaatlichem 
Recht vollstreckt. 

Zu Artikel 11 

Die Bestimmung enthält eine Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen oder konsularischen Beziehungen 
bestehen sollten. 

Zu Artikel 12 

Die Bestimmung stellt klar, dass das beigefügte Protokoll 
Bestandteil des Vertrags ist. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Ferner enthält der Artikel Vorschriften über die Geltungs- 


dauer des Vertrags, seine Kündigung sowie den nach- 
wirkenden Rechtsschutz nach erfolgter Kündigung. Es 
wird außerdem festgelegt, dass mit Inkrafttreten dieses 
Vertrags der bisher geltende Vertrag vom 10. Juli 1989 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen im Verhältnis zu Bosnien und Flerzegowina außer 
Kraft tritt und dass die bisher unter dessen Schutz fallen- 
den Kapitalanlagen in den Geltungsbereich des neuen 
Vertrags übergehen. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen. Abgesehen von den im 
Zusammenhang mit den jeweiligen Artikeln erwähnten 
Bestimmungen enthält das Protokoll in Nummer 4 ein 
Diskriminierungsverbot bei Beförderungen von Gütern 
und Personen im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 
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